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Volksbelehrung über die Sozialversicherung.
Von F. Okraß, Berlin.

Seit
dei Staatsumwälzung nimmt unverkenn¬

bar in der Oeffentlichkeit, besonders in der

Tag spresse die Erörterung von Praxen der So¬

zialversicherung einen breiteren Raum ein als

früher« Dabei herrscht weniger das Bestreben

vor, Wrsicherte und Arbeitgeber über die ver-

s( hiedenen Probleme der Sozialversicherung
sachlich aufzuklären, als vielmehr die Absicht,
sie zugunsten einzelner meist sehr deutlich er¬

kennbarer Interessentengruppen zu beeinflussen.

Naturgemäß wird dadurch in die Erörterungen
vielfach eine Schärfe des Tones hineingetragen,
die gewiß nicht im Sinne der Sozialversicherung
Hcgi, und mit ihrem Charakter als einer Organi¬
sation zur Hilfeleistung für die bedrängtest«-n
unserer Volksgenossen unvereinbar ist. Dazu

kommt, dal.i in diesen Diskussionen die Ver¬
siehe] ungsträger als öffentlich-rechtliche Kör¬

perschaften sich von vornherein eine gewiss«
Reserve auferlegen müssen, die ihren Gegnern
meist durchaus abgeht. Dadurch kommen die

Versicherungsträger von vornherein in eine

Stellung, dir sehr viel schwächer ist als die
ihrei Gegner. Die Folgen sind bekannt, An¬

griffe auf die Sozialversicherung finden meist

einen sehr günstigen Boden in der Oeffentlich-
I A. Das ist nicht nur im Interesse der Ver-

herungsträgei bedauerlich, sondern noch

mehr in dein der Versicherten und Arbeitgeber,
die in mangelnder Vertrautheit mit den einzel¬
ner Kernfragen auf Wege gedrängt werden, auf
d r.en ihre Vorteile bestimmt nicht liegen«

Soll sich das ändern, dann bedarf es einei

großzügigen Aufklärungsarbeit, einer Auf¬

klärung die bis ins i inzelne eht, end
dic jedem einzelnen St bürger zum

in bringt, welchen Wert die Sozi

Versicherung für ihn selbst ui für d<is

Volksganze hat. Die Träger die Auf¬

klärungsarbeit werden die Angest llt n und die
Mi der der Organe der Versicherungsträge!
sein müssen. Die Hauptlast d( heit wird

sich auf die Angestellten konzentrieren. Das

ergibt sich aus der Natur der Dinge. Die An¬

te steiltcnschaft der Versicherungsträger ist

durch ihre Tätigkeit und ihre Vorbildung auf

das innigste mit allen auftauchenden Problemen

vertraut. Sie ist deshalb am ersten in der Lage,
Auskunft in jeder Beziehung zu erteilen. Dazu

kommt, daß sich die Sozialversicherungsange¬
stellten durchweg aus Kreisen rekrutieren, die

in ihrer sozialen Stellung den Versicherten an-

gehören, ihnen aber mindestens so nahe stehen,
daü hier das Vi rständnis für die seelische Ein¬

stellung der Versicherten und für ihre Nöte und

Sorgen wohl ohne weiteres angenommen wer¬

den darf. Endlich aber haben gerade die An¬

gestellten der Versicherungsträger auch ein er¬

hebliches persönliches Interesse an einer sach¬

lich unangreifbaren und richtigen Darstellung
der Verhältnisse in der Sozialversicherung, da

sie vermöge ihrer Stellung die Exponenten der

Versicherungsträger sind, gegen die sich vor

allem und in erster Linie die Angriffe in der
Oeffentlichkeit richten. Ganz besonders in

Frage kommen hier die Krankenkassenange¬
stellten, die tagtäglich mit Versicherten und

Arbeitgebern in Berührung kommen, und für

deren Tätigkeit von Gegnern der Sozialversiche¬

rung Bezeichnungen wie „Paschaherrschaft",
„Kassenbureaukratie", „Machthunger" usw. ge-
schaffen wurden. Doch auch für die An¬

bellten der übrigen Versicherungsträger
gilt ähnlic lies.

U ber das „Was" wird sonach Klarheit be¬

stehen, weniger über das „Wie". Selbstver¬
ständlich können die Sozialvt isiclu rungsange-
stellt< n nicht einen AufklärungsfeSdzug groben
Stils organisieren, w< erhebliche Mittel er-

ford< dich sind. Hiei ist alles mehr auf die per¬
Arbeit der einzelnen abzustellen, die

mit ein wenig gutem Willen und ohne p. kuniäre
tS tifwendungen möglich ist. Voraussetzung ist

dal daß der Angestellt* selbst über all< Fra-



gen unterrichtet ist, die etwa an ihn herantreten

könnten. Deshalb muß er ständig an seiner

Fortbildung arbeiten, sich dauernd auf dem

lautenden halten. Das ist ohnehin Bedingung,
wenn er in seinem Berufe auf der Höhe sein

und auch bleiben will.

Die Hauptarbeit muß an den Schaltern d

Versicherungsträger geleistet werden. Hier sind

Versicherte und Arbeitgeber am eisten geneigt,
Belehrung entgegenzunehmen« Soll sie Erfolg

haben, dann ist ruhiges, vornehmes Auftreten

des Angestellten auch dann Bedingung, wenn

er es gerade einmal mit Personen zu tun hat,
die diese Eigenschaften nicht bekunden. Daß

die Auskünfte in freundlicher Weise erteilt wer¬

den, darf nie vergessen werden. Jeder Ange¬

stellte muß sich ständig vor Augen halten, daß

nach seinem Auftreten der Versicherungsträger
selbst beurteilt wird. Jede Auskunft muß so

klar und erschöpfend sein, dali dei Fragesteller
genau weiß, was er zu tun hat. Ich gebe zu,

daß besonders bei starkem Publikumsandrang
diese Forderung nicht immer leicht zu erfüllen

ist. Das aber darf nie zu einer Vernachlässi¬

gung der Angestelltenpflichten führen. Die

etwa mehr aufgewandte Zeit wird sich in ganz

kurzer Frist schon bezahlt machen, wenn das

Publikum merkt, daß es für seine Nöte und

Sorgen Verständnis am Schalter des Versiche¬

rungsträgers findet. Es muß dahin kommt n,

daß in Fragen der Sozialversicherung die große

Masse sich immer und unter allen Umständen

on die Versicherungsträger wendet, und daß sie

sich gern dorthin wendet.

Hand in Hand damit geht die Aufklürungs-

tätiukeit in den Fortbildungsschulen, den Ge¬

werkschaften, Betrieben, Vereinigungen und

Verbänden aller Art und den politischen Par¬

teien. Wer den Beruf dazu in sich fühlt, sollte

mit den Leitern der Fortbildungsschulen in Ver¬

bindung treten zwecks Abhaltung von Vor¬

tragen über die Sozial versieht rung. Derartige

Anerbieten weiden vielfach gern angenommen,

da die Fortbildungsschulen erfahrungsgemäß
Weit darauf legen, mit dem praktischen Leben

Fühlung zu halten« Einige Stunden wird sieh

geh gentlich jeder Angestellte für solche Zwecke

fi einlachen können. Aehnliches gilt für auf¬

klarende Vorträge in den Betriebsversamrolun-

g< n und vor den Betriebsräten« Wo Unterrichts¬

kurse für Betriebsräte voi im sehen sind, muß

darauf gehalten werden, dafi die Sozialversiche¬

rung in den Unterrichtsstoff einbezogen wiid.

Das wird sich durch Vermittlung der eigenen
Gewerkschaft, unseres ZdA«, unschwer erreichen

lassen. Sind (ist die Betriebsräte hinreichend

schult, so werden sie gern bereit sein, ab und

zu auch auf die Tagesordnung der Betriebsver¬

sammlungen < inen Vortrag aus der Sozialver¬

sicherung zu setzen. Ebenso wird es mit den

Volkshochschulkursen und mit den Ge-

werks. haftsversammlungen gehen. Gerade in

den letzteren bietet sich Gelegenheit, recht

nahe an die Versicherten heranzukommen. Hier

sind sie gewohnt, selbst handelnd in der Dis¬

kussion hervorzutreten, und welchen Wert das

Fragt- und Antwortspiel der wechselvollen De¬

batten für die restlose Klärung schwieriger
Probleme hat, weiß jeder gewerkschaftlich
unterrichtete Angestellte.
Auch die Vereinigungen der Arbeitgeber

dürfen nicht vergessen werden. Besonders in

letzter Zeit hat hier die Belastung der Wirt¬

schaft durch die Sozialversicherung eine Rolle

gespielt« Wenn es gelingt, in dem Für und

Wider hierbei auch die Stimme der Sozialver¬

sicherung zu Gehör zu bringen, so ist das für

alle Beteiligten nur von Nutzen. Gewiß ist es

nicht leicht, mit den Organisationen dei Aibeit-

geber in Verbindung zu kommen. Mit etwas

Takt und Fingerspitzengefühl ist aber auch hier

weiterzukommen.

Daß jeder politisch organisierte Angestellte
die Gelegenheit nicht vorübergehen läßt, in den

Versammlungen seiner Partei das Wort zu

Fragen aus seinem Wirkungsgebiet zu er¬

greifen, halte ich eigentlich, für selbstverständ¬

lich. Ich glaube mich auf die bloße Erwähnung
beschränken zu können, möchte hier abei auf

die großen Einflüsse hinweisen, die durch die

ragespresse, besonders der politischen Parteien,

ausgeübt werden. Jeder federgewandte Ange¬
stellte eines Versicherungsträgers müßte dafür

besorgt sein, daß die Tagespresse laufend über

alle brennenden Fragen der Sozialversicherung
unterrichtet wird. Sachliche Berichterstattung
ist dafür eine der Voraussetzungen, was nicht

hindert, daß auch der Standpunkt des Ver¬

fassers solcher Aufsätze klar zum Ausdruck

kommt.

Mit den vorstehenden Maßnahmen sind die

Möglichkeiten, die sich den Sozialversicherungs¬
angestellten für eine Aufklärung bieten, wohl

ziemlich erschöpft. Was noch bleibt (und es ist

nicht wenig), wird man den Versicherungs¬
trägern selbst und ihren Organisationen über¬

lassen müssen. Die Angestellten haben aber die

Pflicht, dazu ebenfalls Anregungen zu geben.
Erfahrungen, die bei der Aufklärungsarbeit ge¬

sammelt werden, dürfen nicht verloren gehen,
sondern müssen gesichtet und auf ihren Wert

in einer Zentrale geprüft werden, um dann

wieder der ganzen Angestelltenschaft zugeleitet
ZU werden. Das ist die Aufgabe der Fachpresse,
an der mitzuarbeiten sich überhaupt jeder An-

gestellte zur Pflicht machen sollte.

Geschieht das alles, dann wird es leichter

als bisher möglich sein, den falschen und so¬

wohl lür die Versicherten als auch für die

Y rsicherungsträger in gleit hem Maße schäd¬

lichem Behauptungen von der Sozialversicherung
mißgünstig gesinnten Kreisen mit Erfolg ent-

genzutreten. Der Nutzen einer solchen Auf¬

klärungsarbeit wird dem ganzen arbeitenden

Volke zutrute kommen.
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Das Aufhören des Bezugs von Krankengeld.
Von Stadtrat H. v. F r a

\Y/ ic die Gewährung des Krankengeldes an

W bestimmte Voraussetzungen geknüpft

ist, so muß selbstverständlich beim Wegfall

diese. Voraussetzungen die Krankenkasse ihre

!dl listungen einstellen, und so bildet die

Rückkehr der Arbeitsfähigkeit

einen der häufigsten Fälle des Aufhörens der

Krankengeldzahlung. Da die Vorlegung eines

Arztscheins über die fortdauernde Arbeits¬

unfähigkeit regelmäßig von der Kasse* verlangt

wird, ehe sie weiterzahlt, vollzieht sich die Be¬

endigung der Krankt ngeldzuweisung fast auto¬

matisch in einfachster Weise« Zwei andere

Falle ergeben nicht minder natürlich den Ab¬

schluß: das Aufhören wegen der Er-

i c h u n g des zeitlich abgegrenz¬

ten Höchstumfanges von 26 oder (Je
nach der Satzung) mehr Bezugswochen und das

End ! der Kassenunterstützung durch den T o d

i s Versicherten. Im ersten dieser beiden Fälle

ist da! auf zu achten, daß nach der herrschen¬

den Auffassung der erste Bezugstag des

Krankengeidt s bei de
.

Be rechnung der

26 Wochen nicht mitgezählt wird, so¬

ll iß sich insgesamt 1 + (7 < 2b) — 1S3 Bezugs¬

tage4 (nicht 132) ergeben. Außerdem muß be¬

rücksichtigt werden, daß bei wechselndem Be¬

finden des Kranken, der bald arbeitsunfähig,
bald arbeitsfähig war, die Z< iten der Arbeits¬

fähigkeit auf die Dauer des Krankengeldbezuges
bis zu 13 Wochen nach § 183 Abs. 1 Satz 2

RVO« nicht angerechnet werden«

Was den Tod des Bezugsberechtigten an¬

langt, so wird nach der wohlwollenden Aus-

It gung des Gesetzes, die allgemein üblich ist,

für den Sterbetag noch Krankengeld gezahlt,
ohn • Rücksicht darauf, ob der Tod erst in

später Abendstunde* oder schon am frühen

Morgen eingetreten ist. Die Beweisfrage liegt

außerdem so, daß jeder, der Ansprüche gegen

die Krankenkasse • rhebt, die dafür nötigen

Unterlagen beschaffen muß. Nt Innen wir den

Fall an, daß ein Krankengeldempfänger durch

eint u Unglücksfall, durch Untergang eines

Schiffes und dergleichen stirbt, ohne daß sich

tl ic 11 näher feststellen läßt, welches der

[*odestag gewesen ist, so hat nicht etwa die

Kasse den Erben das Krankengeld weiterzu¬

zahlen, bis zu dem Tage, 1 ir den sie- mit Gewiß¬

heit den 1 od festzustell n vei g, sondern um-

gek khrt die Angehörigen müssen glaubhaft
machen, bis wann der Versicherte gelebt hat,

• n über diesen Z« itpunkt hinaus k<

Anrecht. Mit diesen drei Fallen ist aber die

Reihe d Tatsachen, di« das Aufhören des

Kraakengeldbezuges bewirken, igst noch

nicht erschöpft.
Es kommt häufig in Betracht, daß die Kasse

den Erkrankten ins Krankenhaus ver-

n k e n b e r g, Braunschweig.

weist, und daß er dieser Anordnung aus un¬

zutreffenden Gründen sich nicht fügen will.

Die Folge davon ist, daß die Krankenkasse

ihrer Verpflichtungen gegen ihn enthoben ist,

bis er sich ihren Weisungen anpaßt oder bis

die Vorbedingungen für die Einweisung in die

tStaJt sich zu seinen Gunsten vei schieben.

Wie mit dem Eintritt ins Krankenhaus das

Krankengeld fortlallt und höchstens noch Haus¬

geld an die bisher vom Versicherten unter¬

haltenen Angehörigen oder (als satzungsmüßige

Mehrleistung) wie Taschengeld an den Ver¬

sicherten selbst zu zahlen ist, so bereitet seine

Weigerung auch beim Fernbleiben aus der an¬

gebotenen Anstaltspflege dem Krankengeld¬

bezug ein Ende, und es wird nicht etwa Haus¬

oder i aschengeld stattdessen geleistet.

Auch durch Verlegung des Aufent¬

halts ins Aus! a n d kann nach näherer

Vorschrift des § 216 RVO. (vgl. auch § 217

das.) das Krankengeld aufhören« Unrichtig ist

dagegen die nicht selten vorkommende An¬

nahmt*, daß durch Uebersiedlung eines Kran¬

ken in einen inländischen Ort außerhalb

des Außenbezirks die Berechtigung verwirkt

werde. Die Kasse kann zwar durch ihren Aus¬

schuß nach § 343 RVO. bestimmte Vorschriften

darüber erlassen, wie die Krankenüberwachung

und die Auszahlung in diesem Falle zu regeln

ist, aber es würde über den Rahmen ihrer Be¬

fugnisse hinausgehen, wenn sie kurzweg er¬

klären wollte», nach auswärts zahle sie nichts.

Das tatsächliche Aufhören der Krankengeld¬

zahlung kann feiner durch Aufrechnung

nach £ 223 Abs. 2 RVO. geschehen. Dabei

spielen insbesondere geschuldete Beiträge«, ge¬

zahlte Vorschüsse, zu Unrecht gezahlte Kassen¬

leistungen und Geldstrafen, die die Kassen-

le itung verhängt hat, eine Rolle. Der Schluß¬

satz des § 223 schränkt diese Möglichkeit da¬

durch wesentlich ein, daß er bei Ansprüchen
auf Krankengeld die Aufrechnung nur bis

zur Hälft e zuläßt.

Nicht ein eigentliches Aufhören des

Krankengeldbezuges, sondern ein grundsatz¬
liches V e r s a g e n liegt dann vor, wenn die

Krankenkasse verspätet erkennt, daß ein Be¬

zugsrecht überhaupt nicht vorhanden war, und

daß deshalb die zu Unrecht geschehene Lei¬

stung sogleich zu beenden ist. Sie» würde

pflichtwidrig handein, wenn sie auch nur einen

Tag !äi g Zahlun _• istete. Aus mannig¬

fachen Gründen kann ein solcher Irrtum Platz

greifen. Durch den Arbeitgeber wird bisweilen

jemai d ai gemeldet, dei nicht versicherungs¬

pflichtig ist: d"i vorausgesetzte Eintritt in di*-

Beschäftigung hat rieh' stattgefunden, weil im

letzten Ai genblick ein Hindernis dazwischen

trat, di" Tätigkeit ist überhaupt nicht so ge-
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artet, daß sie die Kassenmitgliedschaft zur

Folge hat. Familienverhältnis, selbständige

Unternehmerschaft, Nebenbeschäftigung neben

einer schon vorhandenen Hauptbeschäftigung,

deretwegen die Kassenzugehörigkeit ander¬

wärts bereits besteht und dergleichen mehr).

Es ist aber auch denkbar, daü der Umfang

des Bezugsrechts irrtümlich beurteilt war und

daß die Kasse ihren Fehler später entdeckt.

Bei fortgesetzter Krankheit oder bei neuen,

durch diesel«be nicht gehobene Krankheits¬

ursache veranlaßten Versicherungsfallen gibt es

bekanntlich nicht denselben vollen Anspruch
wie bei einer erstmaligen Erkrankung (vgl.

§ 188 RVO.), bei Nichterfüllung der Wartezeit

für Mehrleistungen (§ 208 das.) kann der zeit¬

lich ausgedehntere Bezug (über 26 Wochen

hinaus) nicht beansprucht werden, Erwerbslose

können nach § 214 RVO. nie mehr als die ge¬

setzlichen Mindestleistungen, also keinesfalls

die satzangsmaßigen Mehrleistungen verlangen,

und die Versicherungsberechtigten, die frei¬

willig der Kasse beigetreten waren, haben nach

§ 207 RVO., wenn die Satzung dies vorschreibt,

erst nach einer Wartezeit von höchstens sechs

Wochen Anwartschaft auf Kassenleistungen.
Bei den unständig Beschäftigten und den haus¬

gewerblich beschäftigten Personen kann die

Satzung gleichfalls Einschränkungen des Be¬

zugsrechts vorsehen.

Wenn das Aufhören des Krankengeldbezuges
und anderer Kassenleistungen in Aussicht steht

(z. B. wegen Beendigung der Bezugszeit), ohne

daß die Krankheit gewichen ist, so empfiehlt
es sich dringend, dem kranken Versicherten

oder seinen das Krankengeld für ihn abholen¬

den Angehörigen mit Rat und Tat

durch die Kassezur Seitezustehen,

um dafür zu sorgen, daß eine andere Stelle sich

seiner annimmt (z. B. die in Wirklichkeit zu¬

ständige andere Krankenkasse, wie Berufs¬

genossenschaft, Landesversicherungsanstalt, die

Militärbehörde, der Fürsorgeverband usw.). Es

muß eine stillschweigende Arbeitsgemeinschaft
aller Versorgungsstellen durchgeführt werden,
die mit den Erkrankten helfend zu tun haben,

damit eine Stelle die andere ablöst und keine

Lücke entsteht.

Das Ruhegehalt in der Angestelltenversicherung
Von R. W e g e n e r, Verwaltungsoberinspektor,

bei der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu Berlin.

I. Voraussetzung für die Gewährung von

Ruhegeld aus der Angestelltenversicherung ist,

daß:

1. die Wartezeit erfüllt ist. Die Wartezeit

betragt bei männlichen Versicherten 120 Bei¬

tragsmonate, bei weiblichen Versicherten 60

Beitragsmonate. In beiden Fällen müssen min¬

destens 60 (bei weiblichen Versicherten also

alle) Beiträge auf Grund einer versicherungs-

Pflichtigen Beschäftigung gezahlt sein,

andernfalls erhöht sich diese Beitragszahl bei

Männern auf 150, bei Frauen auf 90 Beitrags¬

monate. Selbstversicherer, die nur frei¬

willige Beiträge gezahlt haben, müssen nach

§ 53 AVG., in der Fassung vom 28. Mai 1924

180 Beiträge nachweisen;

2. die Anwartschaft aufrecht erhalten ist. Zur

Aufrechterhalt ung der Anwartschaft ist erfor¬

derlich, daß nach dem Kalenderjahr, in dem

der erste Beitragsmonat zurückgelegt worden

ist, innerhalb der zunächst folgenden zehn Ka¬

lenderjahre mindesten acht und nach dieser

Zeit mindestens vier Beitragsmonate Während

eines Kalenderjahres zurückgelegt werden. Eine

Zahlung von freiwilligen Beiträgen ist für das

Jahr 1924 dann nicht erforderlich, wenn der

Versicherungsfall innerhalb des Jahres 1924

eintritt, denn für die Zeit bis zum 31. Dezember

1923 gelten nach § 54 AVG. alle bis dahin er¬

worbenen Anwartschaften als aufrechterhalten;
eine Nachprüfung der Anwartschaft wird aber

1925 wieder einzusetzen haben. Eine weitere

große Erleichterung ist durch § 55 Abs. 3 AVG.

getroffen; danach ist die Anwartschaft aufrecht¬

erhalten, wenn drei Viertel der gesamten Ver¬

sicherungszeit, also vom Eintritt in die Ver¬

sicherung an bis zum Versicherungsfall, mit

Beiträgen belegt ist. Nach dieser Bestimmung

wird in vielen Fällen später die Anwartschaft

erhalten sein, auch wenn nicht in jedem Ver¬

sicherungsjahr genau die erforderliche Anzahl

von Beitragsmonaten erreicht ist, da hierdurch

ein Ausgleich zwischen den voll bezahlten und

den weniger oder sogar überhaupt nicht mit

Beiträgen belegten Jahren geschaffen ist.

Immerhin empfiehlt es sich, für 1924 bei Be-

schäftigungslosigkeit wieder freiwillige Beiträge

zu bezahlen und zwar möglichst hohe, da diese

bei der Ruhegeldberechnung in Form von

Steigerungsbeträgen in Anrechnung kommen

(siehe unten). Besonders dann, wenn die

Wartezeit noch nicht erfüllt ist, empfiehlt sich,

um dieses möglichst bald zu erreichen, die Be¬

zahlung von jährlich 12 Beiträgen. Die Aner¬

kennungsgebühr von 3 Mk. jährlich ist weg¬

gefallen;
3. Der Versicherte muß das Alter von 65

Jahren oder die Berufsunfähigkeit (dauernde
oder vorübergehende) nachweisen. Dauernde

Berufsunfähigkeit besteht, wenn die Arbeits¬

fähigkeit auf weniger als die Hälfte derjenigen
eines körperlich und geistig gesunden Ver¬

sicherten von ähnlicher Ausbildung und gleich¬

wertigen Kenntnissen und Fähigkeiten herab¬

gesunken ist. Vorübergehende Berufsunfähig¬
keit liegt vor, wenn der Versicherte durch
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Krankheit usw. 26 Wochen lang verhindert ge¬

wesen ist, seiner Erwerbstätigkeit nachzugehen.

II. Die Zahlung des Ruhegeldes beginnt mit

dem 1. des Monats, in den das für seine Be¬

willigung maßgebende Ereignis fällt, also:

a) beim Altersruhegeld am 1. des Monats, in

dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, wenn

nicht der noch tätige Versicherte selbst einen

späteren Zahlungsbeginn beantragt. Beantragt
der Alters ruhegeldbewerber selbst das Ruhe¬

geld vom 1. eines bestimmten Monats ab, so

beginnt es bei Vorliegen der sonstigen Voraus¬

setzt, ngen von diesem ab. Stellt der Ruhegeld¬
bewerber keinen bestimmten diesbezüglichen

Antrag, so wird, falls die sonstigen Voraus¬

setzungen vorhanden sind, das Ruhegeld vom

1. des auf die Erfüllung der Wartezeit oder

vom 1. des auf die letzte Beitragszahlimg fol¬

genden Monats festgesetzt,

b) beim Ruhegeld wegen dauernder Berufs¬

unfähigkeit am 1. des Monats, in dem die

dauernde Berufsunfähigkeit eingetreten ist,

c) beim Ruhegeld wegen vorübergehender
Berufsunfähigkeit am 1. des Monats, in dem die

26. Woche der durch Krankheit usw. verur¬

sachten Erwerbsbeschränkung abläuft.

Langer als auf ein Jahr rückwärts vom 1. des

Monats des Eingangs des Antrages an wird das

Ruhegeld nicht gezahlt (§ 28 AVG.)
III. Die Ruhegeldzahlung hört analog den

Ausführungen unter II auf mit dem Schluß des

Monats, in den das für seine Einstellung maß¬

gebende Ereignis fällt. Kinderzulage (siehe

unten) mit dem Ende des Monats, in dem des

18. bzw. 16. Lebensjahr vollendet wird, oder

die Unterhaltungsgewährung aufhört.

IV. Der Antrag auf RuhegeM wird prak¬
tischerweise bei dem Ortsausschuß, Vertrauens¬

mann, oder in Städten, in denen ein Versiche¬

rungsamt mit Ausschuß für Angestelltenvcr-

sicherung ist, bei diesem gestellt; diese Stellen

sollen im Besitz der erforderlichen Antraüsvor-

drucke sein, und können, wo es nötig ist, den

Antragstellern bei deren Ausfüllung und der

Beschaffung der crtordeTlichen Unterlagen be¬

hilflich sein. Ist ein Vertrauensmann nicht am

Orte, so schreibt der Antrausteiler unter An¬

gabe seiner Personalien direkt an die Reichs-

versichermvjsanstalt für Angestellte, von der

entweder ihm selbst der zutreffende Vordruck,

auf dem alle einzureichenden Nachweise auf¬

geführt sind, zur Ausfüllung zugesandt, oder die

Stelle, die den Antrag aufnehmen soll (Orts¬

ausschuß, Vertrauensmann, Gemeinde- oder

Polize iverwaltung), mit entsprechendem Auftrag

versehen wird.

Als Nachweis kommen in Frage:
1. beim Altcrsruhegeld:
a) die Versicherunirskarten zur Angestelltem-

Versicherung, irelbe und grüne,
b) letzte Quittungskarte der Invalidenver¬

sicherung (siehe unten).

c) ein Altersnachweis (Geburts-, Taufschein,

Militärpaß oder dergl.)

d) falls Kinder unter 16 Jahren, uneheliche

Kinder unter 16 Jahren, Enkel oder Stief¬

kinder, deren Unterhalt ganz oder überwiegend
von dem Rentenbewerber bestritten wird, vor¬

handen sind, deren Geburtsurkunden

und gegebenenfalls ein amtlicher Nachweis über

die Unterhaltungsgewähr oder -Verpflichtung.
Alle amtlichen Urkunden, die zu einem Ruhe¬

geldantrag benötigt werden, sind von den zu¬

ständigen Stellen gebühren- und stempelfrei
auszufertigen. Um unnötige Portokosten für

die Rücksendung unersetzbarer oder nur unter

Schwierigkeiten zu beschaffender Urkunden zu

vermeiden, empfiehlt es sich, nur solche Ur¬

kunden einzusenden, die bei den Akten bleiben

können.

2. beim Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit:

die oben beim Altersruhegeld unter a, b und

d genannten Nachweise, ferner:

eine kurze Bescheinigung des behandeln¬

den Arztes, die Auskunft gibt über Art, Be¬

ginn und voraussichtliche Dauer de** bestehen¬

den Leiden und darüber, ob und seit wann der

Ruhegeldbewerber aus diesem Grunde seinen

Beruf hat aufgeben müssen. Genügt die Be¬

scheinigung diesen Anforderungen, so erstattet

die RfA. dem Antragsteller hierfür einen Be¬

trag bis zu 2,50 Mk., wenn er die quittierte

Liquidation des Arztes darüber vorlegt. Die

Vornahme einer vertrauensarztlichen Unter¬

suchung darf nuraüfbesondereAnordr

nung der RfA. erfolgen. Es ist also zweck¬

los, daß der Antragsteller in dieser Absicht

einen Vertrauensarzt der RfA. aufsucht, ohne

von diesem eine Aufforderung hierzu erhalten

zu haben, denn entweder lehnt der Arzt die

Untersuchung ab oder er nimmt sie auf Kosten

des Antragstellers vor, der dann im günstigsten
Falle 2,50 Mk. erstattet bekommt. Dagegen
werden die Kosten für die von der RfA. in

Ruheireldsachen angeordneten Untersuchungen
dem Vertrauensarzt in der vom Direktorium

festgesetzten Höhe voll übernommen; der An¬

tragsteller wrird dazu nicht herangezogen.
V. Die Höhe des Ruhegeldes.
Um die Höhe des zurzeit gezahlten Ruhe¬

geldes zti erklären, ist ein kleiner historischer

Rückblick nötig.

Das Ruhegeld betrug nach den ursprüng-

lichen Bestimmungen des AVG. ein Viertel der

in den ersten 120 (bei weiblichen Angestellten,

die vor Erreichung von 120 Beitragsmonaten

Ruhegeld beantragten, ein Viertel der in den

ersten 60) Beitragsmonaten bezahlten Beiträge
und ein Achtel der weiteren Beiträge. Da nur

wenige männliche Versicherte vor Ablauf des

J/.hres 1922 die Wartezeit erfüllt hatten — es

konnten nur diejenigen in Frage kommen, die

die Wartezeit durch Einzahlung einer Prämien-

reserv" abgekürzt hatten so waren die
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weitaus meisten ersten Ruhegeldempfänger
weibliche Versicherte, die mit Beendigung des

Jahres 1917 die 60 Pilichtbeiträge zurückgelegt
hatten. Die Ruhegelder waren naturgemäß, da

nur auf Grund von 60 Beitragsmonaten und

verhältnismäßig geringer Beitragshöhe be¬

rechnet, klein. Mit der einsetzenden Geldent¬

wertung wurden von 1921 an neben dem Ruhe¬

geld Beihilfen in Höhe von 70 Mk. monatlich

bezahlt, die von November 1922 an auf

750 Mk. erhöht und als Teuerungszulage be¬

zeichnet wurden. Auch dieser Betrag ließ sich

im Jahre 1923 nicht mehr halten, daher wurden

entsprechend dem rapiden Tempo des

Währungsverfalls im August 1923: 30 000 Mk.,
im September 40 000 Mk., im Oktober 100 Mil¬

lionen Mark, November 1 Milliarde Mark und

Dezember 2 Billionen Mark als Teuerungs¬
zulage gezahlt. Die kleinen Grundrenten

spielten neben diesen Beträgen keine für den

Lebensunterhalt der Rentenempfänger wesent¬

liche Rolle.

Ferner wurde denjenigen Renteeempfungern,
die neben dem Ruhegeld aus der Angestellten-
ve-rsicherung eine Invalidenrente bezogen, ent¬

sprechend den gesetzlichen Bestimmungen die

Teuerungszulage nur von der Invalidenver¬

sicherung, von der RfA. dementsprechend nur

die kleine Grundrente gezahlt; deren Zahlung
wurde halbjährlich, erstmalig im April 1923

bewirkt. Im Oktober 1923 war die Geldent¬

wertung schon so weit vorgeschritten, dao die

Post selbst diese halbjährlichen Beträge nicht

mehr beförderte. Dazu kam, daß die Ver¬

waltungskosten allmählich eine Höhe erreicht

hatten, die eine genaue Berechnung des Ruhe¬

geldes, bestehend nach dem Gesetz vom

10. November 1922 aus Grundbetrag, Steige-
rungsbetrag der Angestelltenversicherung, bei

Wanderversicherten Steigerungssatz der In¬

validenversicherung, Teuerungszuschlag und

Kinderzuschlag nicht mehr lohnend erscheinen

ließ, denn die Abfassung eines derartig genau

berechneten Bescheides kostete ein Vielfaches

des ausgerechneten Betrages.

Aus allen diesen Gründen wurde von Ok¬

tober 1923 ab von der Erteilung von Be¬

scheiden Abstand genommen, die Grundrente

nicht mehr berechnet, sondern nur die Teue¬

rungszulage bezahlt, um über die kritische

Zeit hinweg zu kommen. Das ist auch ge¬

lungen, denn wenn auch die Beträge, die*an die

Rentenempfänger gezahlt wurden, trotz aller

Erhöhungen nicht recht reichen wollten, so

hatten sie einen Ausgleich in der Sozial-

rentnerfürsorge, die ihnen mit dem Ruhegeld
zusammen ein Existenzminimum gewähr¬
leisteten. Um alle Härten oder Ungerechtig-
: eiten zu vermeiden, wurde für die gesamte

vor dem I. Dezember 1923 liegende Zeit des

Ruhegeldbezug* s eine Abgeltung von zwei Bil-

lionen Mark gezahlt, der wesentlich höher war

als der Betrag, der dem Rentenempfänger für

diese Zeit rechnungsmüßig zustand.

Diesem — von Beginn an nur als vorüber¬

gehend gedachten — Zustand wurde dann ein

Ende gemacht durch die Verordnung vom De¬

zember 1923 und endgültig durch die neue

Fassung des AVG. vom 28. Mai 1924. Nach

dieser wird den Ruhegeldempfängern für die

Zeit vom 1. Januar 1924 ab ein Grundbetrag von

jährlich 300 Goldmark gezahlt. Es ist also von

einer Berechnung der für die frühere Zeit ge¬
zahlten Papiermarkbeilrüge im einzelnen end¬

gültig Abstand genommen. Der Grundbetrag
des durch Teuerungszulagen aufgewerteten
Ruhegeldbetrages ist deshalb verhältnismäßig
hoch angesetzt worden, weil in ihm sowohl die

bis zum 31. Dezember 1923 gezahlten Beiträge
zur Angestelltenversicherung als auch (bei
Wandervei sicherten) die zur Invalidenver¬

sicherung gezahlten Beiträge enthalten sind.

Ferner ist darin die Sozialrentnerunterstützung
einbegriffen, die an Ruhegeldempfänger aus

der AngestelltenVersicherung vom 1. Januar
1924 ab nur ausnahmsweise gezahlt wird.

Werden im Laufe des Jahres 1924 und der

späteren Jahre vor Eintritt des Versicherungs¬
falles noch weitere Goldbeiträge bezahlt, so

werden die Steigerungsbetrüge aus diesen in

Höhe von 10 Proz. des gezahlten Beitrages zu

dem obigen Betrag hinzugerechnet; bei Wan¬
derversicherten werden die zur Invalidenver¬

sicherung gezahlten Beiträge mit verrechnet.
Der sich ergebende Monatsbetrag wird auf

volle Goldpfennige aufgerundet.
Ffir die vor dem 1. Januar 1924 liegenden

Monate der Ruhegeldbewilligung wird für

jeden Monat ein Betrag von 2 Goldmark

gewährt.
Zu dem Ruhegeld tritt vom I. Januar 1924

ab für die oben unter IV, ld genannten Kinder

usw. bis zur Vollendung ihres 18. bzw.

16. Lebensjahres oder bis zur Beendigung der

Unterhaltsgewährung eine Zulage von jährlich

je 36 Goldmark für jedes Kind bzw. jeden Fall

der Unterhaltsgewührung.
VI. Das durch das Gesetz vom 10. No¬

vember eingeführte Wahlrecht der bei beiden

Trägern der Sozialversicherung anspruchs-
rechtigten Wanderversicherten, d. h. der¬

jenigen Versicherten, die die Voraussetzungen
sowohl des Ruhegeldes der Angestelltenver¬
sicherung wie der Invalidenrente aus der In¬

validenversicherung erfüllt hatten, ist durch

die Verordnung vom 30. Oktober 1923 auf¬

gehoben. Einem solchen Versicherten sind

nur die Leistungen aus der Angestell¬
tenversicherung unter Hinzurechnung
der Steigerungsbetrage aus der Invalidenver¬

sicherung zu gewähren (§ 27 AVGA

VII. Die Vorschriften der §§ 73 und 71

AVG., wonach ein Ruhen des Ruhegeldes
eintrat:

IH



1. neben Renten der reichsgesetzhchen Ar¬

beiterversicherung,
2. neben Gehalt, Lohn oder sonstigen Ein¬

kommen aus gewinnbringender Beschäftigung,
wenn diese Bezüge allein oder mit dem Ruhe¬

geld zusammen einen bestimmten Betrag über¬

schritten, sind weggefallen. Ein Altersruhegeld¬
empfänger kann also neben dem Ruhegeld¬
bezug unbedenklich eine gewinnbringende Be¬

schädigung ausüben; ist diese aber versiche¬

rungspflichtig nach dem AVG., so dürien Bei¬

träge zur Angestelltenversicherung nicht mehr

bezahlt werden; eine neue Anwartschaft darf

er also nicht erwerben (§ 13 AVG.). Dagegen
ruht das Ruhegeld, um die beiden hauptsäch¬
lich vorkommenden Fälle zu nennen:

a) solange sich ein rentenberechtigter In¬

länder (Deutscher) im Ausland aufhält und

es unterläßt, der RfA. seinen

Aufenthaltsort mitzuteilen. Es ge¬

nügt also eine einfache, den Aufenthalt be¬

zeichnende Mitteilung an die RfA., um sich den

Weiterbezug der Rente im Ausland zu sichern,
b) solange sich der rentenberechtigte Aus¬

länder freiwillig gewöhnlich im Ausland

aufhalt. Für das Ruhen der Renten sind Aus¬

nahmen, ferner ist eine Kapitalsabfindung beim

Verzug ins Ausland vorgesehen; die Aus-

lührungsbestimmungen hierzu sind im Reichs¬

arbeitsblatt Nr. 19 24 S. 375 veröffentlicht*
Wird beim Bezug von Ruhegeld wegen

Berufsunfähigkeit eine gewinnbringende Be¬

schäftigung, insbesondere eine nach dem AVG

versicherungspflichtige, ausgeübt, so wird eine

Nachprüfung, ob die Berufsunfähigkeit über¬

haupt noch besteht, dann einzutreten haben,
wenn der Ruhegeldempfänger mehr als die

Hälfte eines ähnlich vorgebildeten versiche¬

rungspflichtigen Angestellten verdient. Bis zu

dieser Hälfte wird auch er an Entgelt neben

dem Ruhegeld verdienen dürfen. Ueber die

Beitragszahlung gilt das vorstehend iür den

Altersruhegeldempfänger Gesagte.
In den vorstehenden Zeilen ist der gegen¬

wärtige Stand der Gesetzgebung bezüglich des

Ruhegeldes aus der Angestelltenversicherung
kurz geschildert; die Ausführungen beziehen

sich auf den Regeltall, da es nicht die Aufgabe
eines derartigen allgemeinen Ueberblicks sein

kann, jeden einzelnen vorkommenden und mög¬
lichen Spezialfall unter die Lupe zu nehmen.

Die Dienstordnung als Betriebsvereinbarung.
In der Rechtsprechung der letzten Jahre

nimmt der Kampf zwischen neuem und allem

Recht einen breiten Raum ein. Am schärfsten

spielt er sich auf dem Gebiete des Arbeits¬

rechts ab. Denn hier hat die Gesetzgebung
seit der Staatsumwälzung die einschneidendsten

Fingriffe vorgenommen. In der Sozialver¬

sicherung geht der Streit seit Jahren um die
D i e n s t o r d n ti n g. Auch hier stehen sich

zwei Meinungen gegenüber:
Die eine wehrt sich dagegen, daß das neue

Arbeitsret ht, insbesondere das Betriebsräte¬

gesetz, irgend etwas an dem Charakter der

Dienstordnung geändert hätte. Sie soll wie

früher allein durch einseitige Aufstellung durch

'!• n Versicherungsträger und Genehmigung der

Aufsichtsbehörde zustande kommen (§§ 351 ff.,
,(t lt. RVO.). Für ein Mitwirkungsrecht der

Betriebsvertretungen sei kein Raum vor¬

handen. Diese Ansicht wird vor allem von d

Aufsichtsb e h ö rden vertreten, und

ran marschiert unter ihnen das Reichs-
r s i c h erungsam t.

Die andere Meinung will das neue Arbeits-

re< niit dem all n, das Betriebsrat tz

r Reichsversicherungsordnur in n-

: I a. Danach is1 die Dienstordr

als i ine Dienstvor s c h ritt im Sinn.» des

Betriebsriitegesetzes (§§ (-*; Abs. 5, 75, 78

Als. 3, SO BGB. anzusehen. Als solche trägt

sie* aber den Charakter einer BetrF

r e i n b a r u n g. Sic kann n not Im

Wege dr gemeinsamen und gleichberechti

V« reinbarung zwischen Versicherungsträger
und Betriebsvertretung zustande kommen.

Diese Auffassung wird von den ordent¬

lichen Gerichten vertreten und findet in

dem Urteil des Kammergerichts vom 11. Ok¬

tober 1924 (V.-Z. 1924 Seite 111) ihren

klarsten Ausdruck. Das Kammergericht führt

in diesem Urteil aus:

„3, Fernerhin ist mit dem Landgericht anzu¬

nehmen, daß die „D ienstvorschrif-
ten" im Sinne des § 80 Abs. 1 und 2

a uch die ,,D i e n s t o r d n u n g e n" be¬

treffen, die insbesondere von den

Berufsgenossenschaften gemäß
R V O. §§ 690 ff. erlassen werden und

erlassen werden müssen. Dienst-

vorschriften und Arbeitsordnung sind im BRG.

r getrennt, weil es zwar gemeinsame Dienst¬

vorschriften für Arbeiter und Angestellte eines

Betriebes (BRG. $§ 66 Abs. 5, 75), aber keine

gemeinsame Arbeitsordnung (BRG. §S 78

Abs. 3, 80) gibt. Daraus folgt einmal, da das

tz einen Unterschied nicht gemacht hat,
daß der § 80 Abs, 1 aui alle Dienstvorschriften

angewendet werden muß, auch auf solche, die,
wie die hier in Betracht kommende' Dienst¬

ordnung, zwingend orfordert werden und der

hördlichen Genehmigung bedürfen. (RVO.
g$ .-»'. 700)..."

Diese Auffassung setzt sich mehr und mehr

die einzige mit d"i Sinn der neuen arbeits-

rechtlichen Entwicklung in Liebereinstimmung
zu hi nde durch Sie bedeutet, daß der
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Charakter der Dienstordnung sich mit Inkraft¬

treten des Betriebsrätegesetzes grundsätzlich
geändert hat. Aus dieser grundsätzlichen
Aenderung ergeben sich auch eine Reihe von

Folgerungen für die Praxis, die sowohl das

Verhältnis der Versicherungsträger und der

Betriebsvertretungen als auch das der Auf¬

sichtsbehörden zur Dienstordnung berühren

Einige von ihnen seien dargelegt:

1. Nach der Ansicht des Kammergerichts
linden die Bestimmungen des Betriebsräte¬

gesetzes über Dienstvorschriften, also ins¬

besondere die §§ 78 Abs. 3 und 80, auf die

Dienstordnung Anwendung. Die Versiche¬

rungsträger sind infolgedessen an diese zwin¬

genden Vorschriften des öffentlichen Rechts

gebunden. Aufgabe der Aufsichtsbehörde ist

es, zu überwachen, daß Gesetz und Satzung

von den Versicherungsträgern beobachtet

werden (§ 30 RVO.). Unter Gesetz im Sinne

dieser Bestimmung ist jede öffentlich-recht¬

liche Gesetzesvorschrift zu verstehen. Also

gehören auch die genannten Bestimmungen des

Betriebsrätegesetzes zu den Vorschriften, deren

Durchführung von den Aufsichtsbehörden zu

überwachen ist. Ueberall also, wo die Ver¬

sicherungsträger diesen Bestimmungen nicht

gerecht wrerden, kann eine Beschwerde bei der

Aufsichtsbehörde eingereicht werden. Zu dieser

Aufsichtsbeschwerde ist jeder berechtigt, der

ein Interesse daran hat, also vor allen Dingen
die beteiligte Betriebsvertretung und die Ge¬

werkschaft.

2. Wenn die Dienstordnungen, wie das Be~

triebsrätegesetz es vorschreibt, nur im Wege
der Vereinbarung zustande kommen können,

so ergibt sich daraus, daß die Versicherungs¬

träger nicht mehr einseitig neue Dienstordnun¬

gen erlassen oder bestehende Dienstordnungen

ändern oder ergänzen können. Die Anhörung
der volljährigen Angestellten genügt nicht

mehr. Notwendig ist vielmehr in jedem Falle

dio gemeinsame und gleichberechtigte Ver¬

einbarung zwischen Versicherungsträger und

Betriebsvertretung. Dienstordnungen, die gleich¬
wohl einseitig vom Versicherungsträger er¬

lassen sind, enthalten einen wesentlichen Form¬

mangel. Nach § 125 BGB. ist jedes Rechts¬

geschäft, das der durch Gesetz vorgeschriebe¬
nen Form ermangelt, nichtig. Infolgedessen
sind es auch die unter Verletzung des Betriebs¬

rätegesetzes zustande gekommenen «Dienst¬

ordnungen. Der Formmangel kann auch nicht

dadurch geheilt werden, daß die Aufsichts¬

behörde ihre Genehmigung erteilt. Die Ge¬

nehmigung einer nichtigen Dienstordnung ist

gleichfalls rechtlich bedeutungslos. Solche

Dienstordnungen können also weder Rechts¬

ansprüche zur Entstehung bringen, noch ktinnen

sie, wenn es sich um Aenderungen handelt,
alte Rechtsansprüche aus Dienstordnungen be¬

seitigen.

3. Versicherungsträger und Betriebsvertretung
sind an der Dienstordnung gleichberechtigt be¬

teiligt. Daraus ergibt sich einmal, daß auch die

BetriebsVertretung jederzeit berechtigt ist, Ent¬

würfe von Dienstordnungen vorzulegen und An¬

träge auf Aenderung oder Ergänzung einer be¬

stehenden Dienstordnung zu stellen. Die Ver¬

sicherungsträger sind auch verpflichtet, mit der

Betriebsvertretung darüber zu verhandeln.

Allerdings ist die Fassung des § 75 BRG., nach

dem der Arbeitgeber den Entwurf dem

Betriebsrat vorzulegen hat, nicht ganz klar. Wie

aber Flatow (Kommentar zum Betriebsräte¬

gesetz Anmerkung zum § 75) überzeugend dar¬

gelegt hat, handelt es sich hier um einen Fehl¬

griff des Gesetzgebers in der Formulierung. In

Wirklichkeit kann die Betriebsvertretung den

Abschluß und die Aenderung von Dienstvor¬

schriften in gleicher Weise und mit gleichen
Mitteln wie der Arbeitgeber betreiben.

Kommt zwischen den Parteien keine Einigung
über eine vom Arbeitgeber oder der Betriebs¬

vertretung vorgelegte Dienstordnung oder

Dienstordnungsänderung zustande, so können

beide den Schlichtungsausschuß anrufen (§ 75

BRG).

4. Nach § 355 Abs. 4 RVO. kann gegen die

Versagung einer Genehmigung zur Dienstord¬

nung Beschwerde bei der obersten

Verwaltungsbehörde eingelegt werden.

Dieses Beschwerderecht stand früher nur der

Krankenkasse zu. Dadurch, daß die Betriebs¬

vertretung als gleichberechtigte Partei der

Dienstordnung beitritt, muß auch ihr logischer¬
weise das Beschwerderecht zustehen.

5. Nach § 356 RVO. konnten bisher die

Oberversicherungsämter die Dienst¬

ordnung rechtsverbindlich feststellen,

wenn eine Kasse, trotz Aufforderung, in der ge¬

setzten Frist eine Dienstordnung nicht ein¬

reicht. Das gleiche galt für angeordnete
Aenderungen und Ergänzungen. Auch diese

Vorschrift muß mit dem sich aus dem Betriebs¬

rätegesetz ergebenden Grundsatz der Betriebs¬

vereinbarung in Einklang gebracht werden.

Das kann nur in der Weise geschehen, daß das

Oberversicherungsamt nicht mehr die Ein¬

reichung einer Dienstordnung oder die Aende¬

rung einer vorhandenen nach einer bestimmten

Richtung anordnen darf. Es kann vielmehr zu¬

nächst nur anordnen, daß die Kasse mit der

Betriebsvertretung über das Zustandekommen

einer Dienstordnung oder Aenderung zu ver¬

handeln habe. Führen diese Verhandlungen zu

kEinern Ergebnis und ruft keine Partei von sich

aus den Schlichtungsausschuß an, so kann das

Oberversicherungsamt diese Anrufung gleich¬
falls anordnen. Wenn der Schlichtungsaus¬
schuß aber eine den Bedürfnissen und

Leistungsmöglichkeiten entsprechende Rege¬
lung trifft, wird ein tatsächlicher Anlaß zum

Eingreifen des Oberversicherungsamtes aui
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Grund von § 356 RVO. oder zur Versagung
der Genehmigung auf Grund von § 355 RVO.

(siehe unter 3 letzter Absatz) nicht mehr vor¬

handen sein.

6. Während sich diese Folgerungen allgemein
aus dem Charakter der Dienstordnung als

Betriebsvereinbarung ergeben, betrifft die

folgende nur eine Sonderfrage, nämlich

die Verhängung von Strafen auf

Grund einer Dienstordnung. Hier enthält auch

das Betriebsrätegesetz eine besondere Rege¬
lung im § 80 Abs. 2. Grundsätzlich besteht

auch hier das Mitwirkungsrecht der Betriebs¬

vertretungen, und zwar nicht nur generell,
sondern auch im Einzelfalle. Eine Strafe, die

ohne Mitwirkung der Betriebsvertretung zu¬

stande gekommen ist, ist rechtsunwirksam.

Diesen Grundsatz schränkt allerdings das

Kammergericht in Punkt 4 der Begründung des

genannten Urteils in eigenartiger Weise ein.

Es v/ill die Mitwirkung der Betriebsvertretung
nur auf die Festsetzung solcher Strafen an¬

erkennen, die auf Grund einer Dienstordnung
verhängt sind, die im Wege der Gesamt¬

vereinbarung (Betriebsvereinbarung) zu¬

stande gekommen ist. Dagegen soll diese Mit¬

wirkung der Betriebsvertretung bei den vor

Inkrafttreten des Betriebsrätegesetzes einseitig
zustande gekommenen Dienstordnungen nicht

ohne weiteres Anwendung finden.

Diese Auffassung des Kammergerichts ist

sehr bedenklich. Die Sonderregelung dieser

Frage durch § 80 Abs. 2 BRG. spricht gerode
für die Annahme, daß bei der Verhängung von

Straten die Mitwirkung der Betriebsvertretimg
mit dem Inkrafttreten des Betriebsrätegesetzes
gegeben ist, also ohne Rücksicht darauf, ob

eine neue Dienstvorschrift erlassen ist oder

nicht. Da das Reichsgericht demnächst Ge¬

legenheit haben wird, diese Frage zu ent¬

scheiden, sei hier von einer weiteren Erörte¬

rung1 abgesehen.
Unterstellt man einmal die Auffassung des

Kammergerichtsurteils als richtig, so besitzen

die Betriebsvortretungen solange kein Mit¬

bestimmungsrecht an der Verhängung von

Strafen, als sie nicht selbst Partei dieser Dienst¬

ordnung sind. Sie können sich aber dieses

Mitbestimmungsrecht jederzeit dadurch er¬

werben, daß sie sich ihrem Versicherungsträger
gegenüber als gleichberechtigte Vertragspartei
zu erkennen geben und von diesem auch als

solche anerkannt werden.

Praktisch wird diese Schwierigkeit vielleicht

am besten dadurch gelöst werden können, dab

die Betriebsvertretungen eine Aenderung der

Bestimmungen über die Verhüngung von

Strafen nach der Richtung beantragen, dab

Bestrafungen künftig nur im Einvernehmen mit

ihnen Zustandekommen können.

Erkennt der Versicherungsträger die Berech¬

tigung dieser Forderung nicht an, so kann ein¬

mal der Schlichtungsausschuß auf Grund des

§ 75 BRG. angerufen werden. Daneben kann

aber auch, soweit es sich um eine Streitigkeit
über die Zuständigkeit der Betriebsver¬

tretungen handelt, nach § 94 BRG. in Ver¬

bindung mit § 93 Ziff. 3 BRG. der Landeswirt¬

schaftsrat oder ein Bezirkswirtschaftsrat für die

Verwaltungen, die hinsichtlich der dienstlichen

Verhältnisse ihrer Arbeitnehmer einer Landes¬

aufsicht unterstehen (Krankenkassen) und der

Reichswirtschaftsrat für die Verwaltungen, die

hinsichtlich der dienstlichen Verhältnisse ihrer

Arbeitnehmer der Aufsicht des Reichs unter¬

stehen (Berufsgenossenschaften, Reiehsknapp¬
schaftsverein) angerufen werden. Da Landes¬

wirtschaftsräte und Bezirkswirtschaftsräte noch

nicht bestehen, haben die Landesregierungen
besondere Ersatzstellen dafür bestimmt (§ 103

BRG.). In Preußen kommt der Bezirksaus¬

schuß, in Bayern das Staatsministerium fiir

Soziale Fürsorge, in Sachsen und in Württem¬

berg das Arbeitsministerium als Ersatzstelle in

Betracht.

Alle diese Folgerungen liegen auf der Linie

der modernen arbeitsrechtlichen Entwicklung.
Diese Entwicklung drängt dahin, daß der Ge¬

danke der Arbeitsdemokratie in immer weite¬

rem Umfange Anerkennung findet. Auch dir

Angestelltenschaft tritt immer deutlicher ihren

Arbeitgebern als gleichberechtigte und eben¬

bürtige Macht im wirtschaftlichen Leben ent¬

gegen. Diesem Entwicklungsprozeß können

sich besonders die Sozialversicherungstrüger
nicht verschließen, die selbst auf modernen,

sozialen Gedanken beruhen. Sie sollten sich am

ehesten verpflichtet fühle>n, das neue Arbeits¬

recht in vorbildlicher Weise zu verwirklichen.

Es ist eine traurige Ironie, daß gerade» die Auf¬

sichtsbehörden, also Organe des Staates/ es

sind, die die Versicherungsträger daran zu

hindern versuchen. Ein Beweis dafür, wie über¬

flüssig ihre Mitwirkung in Fragen des Arbeits

Verhältnisses ist. Rfg.

Verwaltung
Gesetz über das Reichssr hiedsamt. Vom

22. Januar 1925 (RGBl. 1925. S. 3). Der Reichs¬
tag hat das folgende Gesetz beschlossen, das

mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver¬

kündet wird.

Artikel!
Die §§ 368n, 368o und 368r der Reichsver¬

sieherungsordnung in dtr Fassung d Be¬

kanntmachung vom 15. Dezember 1924 (Reichs¬
gesetzbl. I S 779) erhalten folgende Fassung:

£ 368n. Bei dem Reichsversicfierungsamte
wird ein Reichsschiedsamt gebildet. Es be¬

steht aus unparteiischen Mitgliedern einschließ¬
lich des Vorsitzenden und deren Stellvertretern

*1



sowie aus ehrenamtlichen Vertretern der Äerzte
und d'*r Krankenkassen und deren Stellver-

tern in der nötigen Zahl.

Den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter
bestellt der Präsident des Reichsversicherungs¬
amts aui die Dauer von fünf Jahren; wieder¬

holte Bestellung ist zulässig. Der Vorsitzende
ist in der Regel den Direktoren oder Senats¬

präside nte n des Reichsversicherungsamts zu

entnehmen.

Ueber die weiteren unparteiischen Mitglieder
«md ihre Stellvertreter haben sich die im

$ 368a Abs. 2 bezeichneten Spitzenvorbände*
der Aerztc und der Krankenkassen zu einigen.
Mangels einer Einigung bestellt sie der Präsi¬

dent des Reichsversicherungsamts. Die Amts¬
dauer betragt fünf Jahre. Wiederhohe B« -

Stellung ist zulässig. Die unparteiischen Bei¬

sitzer und ihre Stellvertreter sollen in der

Sozialversicherung erfahren sein; mindestens
die Hälfte von ihnen soll die Befähigung zum

Richteramte haben.
Die* Vertreter de r Äerzte und der Kranken¬

kassen und ihre Stellvertreter werden auf die
Dauer von fünf Jahren je zur Hälfte von d< n

genannten Spitzenverbänden gewählt.
Das Reichsschiedsamt entscheidet in der Be¬

setzung mit dem Vorsitzenden, zwei weiteren

unparteiischen Mitgliedern, von denen das eine

die Befähigung zum Richteramte haben muß,
und je drei Vertretern der Äerzte und der
Krankenkassen. Der Präsident des Reichsver¬

sicherungsamts kann an Stelle des Vorsitzenden
selbst den Vorsitz 1 (ihren. Das Reichsschieds¬
amt ist beschlußfähig, auch wenn von den Ver¬

tretern der Äerzte und der Krankenkassen nur

je zwei an der Verhandlung teilnehmen.
Der Reichsarbeitsminister kann im Bedarfs-

falle die Errichtung mehrerer Senate des
Reichsschiedsamts anordnen, die in der

gleichen Weise zusammengesetzt werden.
$ 368o. Das Reichsschiedsamt ist zuständig

zur Entscheidung über Berufungen gegen Ent-

Scheidungen der Schiedsämter ($ 368m).
Die Berufung ist binnen einem Monat nach

Zustellung der Entscheidung bt i dem Reichs¬
schiedsamt i inzulegen. Die Vorschriften des

5j 129 Abs. 2, 3 geh, n entsprechend. Die Be¬

rufung bewirkt Aufschub, bei Streit über die*
Höhe der Vergütungen jedoch nur hinsichtlich
dt j streitigen leih s; 1 is zur Entscheidung über
die Berufung ist die Vergütung im übrigen in

der Höhe fortzuzahlen«, in der sie vor Erlaß der
angefochtenen Entscheidung gewahrt wurde.

Die Berufung ist zulässig, wenn

1. das Verfahren an einem wesentlichen
Manuel leidt t,

2 die I I heidung nicht mit Gründen ver-
'

en Ist,
i. es sich um das Arztsystem oder 'um die

Art <: r Arztzulassung oder um Einführung
oder Aenderung des Systems de*r Vergütung«
handelt,

1. das Sehn dsamt von den nae h §§ 36Sf,
i • ffenen zentralen Festsetzungen b-

gewichen ist od» r seine Pauschalfestsetzungen
zu den zentralen Tariffestsetzungen nicht im

h >nden Verhältnis stehen, oder Streut
darüber besteht, ob ein wichtiger Grund für
eine AI ichung von den zentralen Fest¬

setzungen vorliegt,

5. es sich um eine Erhöhung oder Ermäßi¬

gung der Gesamtvergütung um mehr als
30 Proz. gegenüber dem bisher zu zahlenden

vertraglichen Entgelt handelt,
6. es sich um eine noch nicht festgelegte

Auslegung gesetzlicher Vorschriften oder um

t ine sonstige Frage von grundsätzlicher Be¬

deutung handelt.

Die Vorschriften des § 368m Abs. 2 gelten
entsprechend.
Die Ber ui ung kann ohne mündliche Verhand¬

lung durch Beschluß der drei unparteiischen
Mitglieder des Reichsschiedsamts verworfen

werden, wenn diese über die Unzulässigkeit
einig sind. Entsprechendes gilt für eine nicht

rechtzeitig eingelegte Berufung.
$ 368r. Die endgültigen Entscheidungen der

Schiedsämter und des Reichsschiedsamts

(Landesschiedsamt) sind für beide Teile bin¬

dend. Kommt eine Partei der Entscheidung
nicht nach, so haftet sie der andern für den
ihr entstehenden Schaden.

Kommt eine Krankenkasse einer für sie nach
Abs. 1 bindenden Entscheidung nicht nach, so

ist sie durch ihre Aufsichtsbehörde zur Be¬

folgung anzuhalten.

Kommt ein Arzt einer für ihn nach Abs. 1

bindenden Entscheidung ohne einen in seiner

Person liegenden und von den Vertragsbedin¬
gungen unabhängigen wichtigen Grunde nicht

nach, so kann ihn das Schiedsamt auf Antrag
der andern Partei für eine Dauer bis zu fünf
Jahren von der Zulassung bei allen Kranken¬
kassen des Schiedsamtsbezirk.es oder einem

Teile derselben ausschließen. Der Antrag kann

auch von einer geschädigten Krankenkasse, die*
nicht Partei gewesen ist, sowie von der ärzt¬

lichen Vereinigung, die Partei gewiesen ist, und

welcher der Arzt angehört, gestellt werden.

Artikel II.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Ver¬

kündung in Kraft. Es findet auch auf bereits

eingelegte, noch schwebende Berufungen An¬

wendung.

Erhöhung der Verdienst- und Einkommens-

grenze in der Krankenversicherung. Im Deut¬
schen Reichsanzeiger Nr. 8 ist dio folgende
Vorordnung des Reichsarbeitsministers vom

10. Januar 1°25 veröffentlicht«

Auf Grund der §§ 165, 165a, 176 der Reichs¬

versieherungsordnung bestimme ich:

$ 1. Die für die Versicherungspflicht der

Betriebsbeamten, Angestellten usw. maßgebende
Verdienstgrenze wird ebenso, wie die Grenze

des jährlichen Gesamteinkommens, bis zu wel¬
cher der Beitritt zur freiwüligen Versicherung
gestattet ist, für das Reichsgebiet einheitlich

auf 2700 Reichsmark jahrlich festgesetzt. Das¬

selbe gilt für die Einkommensgrenze, die für

die Versicherungspflicht der Hausgewerbetrei¬
benden maßgebend ist.

£ 2. Die Frist zur Meldung der Personen, die

durch diese Verordnung der Versicherungs¬
piiicht neu unterstellt werden, wird bis zum

1. Februar 1925 erstreckt, soweit sie nicht nach

$ 317 der Reichsversieherungsordnung darüber

hinausläuft.

$ 3. Diese* Verordnung ritt mit dem 2. Ja¬

nuar 1925 in Kraft.

»>
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Anträge zur Sozialversicherung im Reichstag.
Zur Beseitigung der Not der Invaliden-,
Alters- und Unfallrentner hat die

Sozialdemokratische Fraktion dem Reichstag
folgende Anträge vorgelegt:

1. Die Erhöhung der Renten aus der In¬

validenversicherung mit sofortiger Wirkung um

150 Prozent. Die erforderlichen Mehrkosten sind

in erster Linie durch eine Erhöhung des Reichs¬

zuschusses zu decken, in zweiter Linie durch

eine Erhöhung der Beiträge.

2. Unverzügliche Vorlegung des vom Reichs-

arbeitsministerium seit langem angekündigten
Gesetzentwurf über die Neuregelung der Unfall¬

versicherung. Sie verlangt ferner, daß für alle

alten Unfallrenten ein Jahresverdienst von

!S(M) Mk. der Berechnung zugrundegelegt wird,

«uch wenn der errechnete Arbeitsverdienst diese

Höhe nicht erreicht. Für die neuen Renten soll

der Jahresarbeitsverdienst von 1800 Mk. die

Minde stgrenze darstellen. Dadurch werden alle

Unfallrenten erhöht.

Zur Erwerbslosenfürsorge hat die

Sozialdemokratische Fraktion den Antrag ge¬

stellt, der grundsätzlich die Ablösung der Für¬

sorge durch die Erwerbslosenversicherung for¬

dert. Für die einstweilige Verbesserung der

Erwe bslosentftrsorge sind folgende Foide-

i ungen aufgestellt:
1. Erhöhung der Unterstützungssätze tür

männliche Erwerbslose vom 1. Februar ab um

50 Prozent.

2. Gleichstellung der weiblichen Erwerbslosen

mit den männlichen.

3. Beseitigung des Begriffs der Bedürftigkeit.
4. Einheitliche Beiträge der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer im ganzen Reich.

5. Wiedereinführung der Kurzarbeiterunter¬

st ützunir.

6. Ausdehnung der Fürsorge auf Land¬

arbeiter, Hausangestellte und Seeleute.

7. Die Unterstützung soll auch nach Streiks

oder Aussperrungen sofort gewährt werden.

8. Die Bestimmungen über die Pflichtarbeit
sollen folgendermaßen geändert werden:

„Der Erwerbslose ist verpflichtet, eine nach¬

gewiesene Arbeit, die auch außerhalb des Be-

rufes und Wohnorts liegen darf, anzunehmen,
wenn sie ihm unter Berücksichtigung seiner

rperlichen Beschaffenheit, seiner Kenntnis

und Fähigkeiten und seiner bisherigen Berul

vt it billigerweise zugemutet werden kann.

und die zu tariflichen Bedingungen, in Er¬

mangelung solcher, zu angemessenen ci s

_

liehen Bedingungen entlohnt wird. Der Er-

sh e ist nicht verpflichtet, Arbeit anzu¬

nehmen, die ihm nach seiner körperlichen

nheit, seinen Kenntnissen und Fähig-
iten und seiner bisherigen Beschäftigung

i u ht zugemutet werden kann, oder für die

nicht angemessener tariflicher oder ortsüblich

hn v< reinbart ist, oder wenn die ihm an-

•

n<> Unterkunft gesundheitlich oder sitt¬

lich bedenklich ist. Insbesondere* ist der Er¬

werbslose nicht verpflichtet, ein< B tng

anzunehn die durch Auss] r ng oder

Aus nd frei geworden ist.

Di sc Bestimmungen ten si . auch
für die Notstandsarbeiten oder für Arb

r lie aus Mitteln der produkti«. n Erwerbs-

losenfürsorge Darlehen oder Zuschüsse ge¬

währt werden."
Zur Neugestaltung der Kranken¬

versicherung hat die Sozialdemokratische

Reichstagsfraktion dem Reichstag am 10. Ja¬

nuar 1925 den folgenden Antrag eingereicht:
Der Reichstag wolle beschließen:

Die Reichsregierung wird ersucht, alsbald

einen Gesetzentwurf über die Neuregelung der

Krankenversicherung auf folgender Grundlage
vorzulegen:

I.

1. Vereinheitlichung der Versicherungsträger
auf der Grundlage der Einheitskasse für jeden
Verwaltungsbezirk unter Beseitigung aller Son¬

derkassen und Ersatzkassen.

2. Schaffung leistungsfähiger Versicherungs¬
träger durch Beseitigung aller Kassen mit

weniger als 3000 Mitgliedern.
3. Organisation der so geschaffenen Einheits¬

kassen als Vorstufe einheitlicher Versicherungs¬
träger für alle Zweige der Sozialversicherung.

IL

4. Solange die Forderungen zu 1 bis 3 nicht

erfüllt sind, Schaffung eines Lastenausgleichs
zwischen den einzelnen Kassen durch Ausbau

der Gemeinlast.

5. Ausschaltung jedes Einflusses der Auf¬

sichtsbehörden auf den inneren Dienst der

Kassenverwaltungen, insbesondere durch Wie¬

derhol Stellung der früheren Fassung des § 30

und durch Beseitigung des Genehmigungs¬
rechts der Oberversicherungsämter für die

Dienstordnungen der Kassenangestellten.
6. Erweiterung des Umfangs der Versiche¬

rung auf alle gegen Entgelt Beschäftigte ohne

Rücksicht auf dessen Höhe, Fortfall aller Be-

freiungsmöglichkeiten auch für Beamte.

7. Ausgestaltung der Leistungen der Kran¬

kenversicherung durch Abbürdung aller Leistun-

gen, die nicht zu dem eigentlichen Zweck der

Krankenversicherung gehören und weitest-

henden Ausbau der Eigenbetriebe von Kran-

kenkassen«
8. Regelung der Arztfrage durch Anstellung

einer ausreichenden Anzahl von Aerzten für

die Zwet ke der Sozialversicherung und -für-

sorge im öffentlichen Dienst.

C). Unter Voraussetzung der Ziffer 8 Ein¬

führung der Familienfürsorge als Pflichtleistung
der Krankenkassen.

10. Ausgestaltung der Wochenhilfe, Ueber-

nahme der Wochehhilfskassen auf das Reich

unter Beibehaltung der Krankenkassen als

durchführende Organe.
11. Zulässigkeit der Versicheiung Versiche¬

rungsfreier unter Wegfall der Gewährung eines

Krankengelde Als Ausgleich dafür vermin¬

derte Beitragsleistungen nach Festsetzung des

Kassenvorstandes.

12. Sonderregelun er Organisation d

Krankenversicht rung ii Bezirk Groß-Berlin

durch Zus lonfassui sän tlicht r Krankon-

und Aufteilung in Bezirkskr nkassen.

entsprechen den Forderungen,
die freien Gewerkschaften erhoben habt

r neue Reichstag hat nun zu zeigen, ob •

hr Mut zum sozialen Fortschritt aufbrir

eis sein Vorgänger.



§ 214 RVO. und gegen Krankheit versicherte

Erwerbslose. Der Einfachheit halber wollen wir

den Wortlaut des genannten Paragraphen der

RVO. hier anführen:

I. Scheiden Versicherte wegen Erwerbslosig¬
keit aus, die in den vorangegangenen zwölf

Monaten mindestens sechsundzwanzig Wochen

oder unmittelbar vorher mindestens sechs

Wochen versichert waren, so verbleibt ihnen

der Anspruch auf die Regelleistungen der Kasse,
wenn der Versicherungsfall während der Er¬

werbslosigkeit und binnen drei Wochen nach

dem Ausscheiden eintritt. Die Kasse hat dem

Berechtigten auf Antrag seinen Anspruch auf

diese Leistungen zu bescheinigen.
II. vSterbegeld wird auch nach Ablauf der drei

Wochen gewährt, wenn die Krankenhilfe bis

zum Jode geleistet worden ist.

III. Der Anspruch fällt weg, wenn der Er¬

werbslose sich im Ausland aufhält und die

Satzung nichts anderes bestimmt.

Kein Paragraph des ganzen Gesetzes hat zu

soviel Streitigkeiten usw. Anlaß gegeben wie

dieser. Die Zahl der Entscheidungen über den

Inhalt des Paragraphen ist enorm. „Scheiden
Versicherte wegen Erwerbslosigkeit aus . . .",
so ist damit selbstverständlich aas Ausscheiden

aus der Krankenkasse gemeint. Soweit es sich

um pflichtversicherte Mitglieder der Kasse han¬

delt, liegen die Dinge ja ziemlich einfach. Es

ließen sich bei Pflichtmitgliedern auch keine

Streitigkeiten und Zweifel über die Auslegung
und Handhabung des § 214 mehr herausstellen.

Die große Zahl der ergangenen Entscheidungen
hat ja den Paragraphen genügend seziert. Be¬

merkenswert und sehr wichtig ist eine Entschei¬

dung des Reichsversicherungsamtes vom 30. Ok¬

tober 1917 (Amtl. Nachr. 17/644): „Versicherte,
die auf Grund ihres Ausscheidens wegen Er¬

werbslosigkeit die Regelleistungen während der

Arbeitsunfähigkeit beziehen, bleiben nicht Mit¬

glieder und können sich nicht nach Beendi¬

gung der Kassenleistungen weiter versichern."

Komplizierter wird die Rechtslage schon,
wenn es sich bei Ausübung des Paragraphen
um „freiwillige" Krankenkassenmitglieder han¬

delt. Bei diesen Versicherten, sei es bei denen,
di«* der Kasse als berechtigte Mitglieder bei¬

getreten sind, oder bei denen, die ihre Mit¬

gliedschaft freiwillig fortgesetzt haben, kann

man wohl schwerlich irgendeinen Anspruch an

den Versicherungsträger gemäß § 214 begrün¬
den. Die Hauptvoraussetzung fällt bei dieser
Art von Mitgliedern fort. Sie scheiden nicht

wegen Erwerbslosigkeit aus der Kasse aus, denn

wenn dies der Fall wäre, hätten sie Pflichtmit¬

glieder sein müssen. Das Reichsversicherungs¬
amt hat durch eine Entscheidung auch hierüber
alle Zweifel aus der Weh geschafft. „DieFort¬
dauer des Anspruchs auf die Regelleistungen
nach dem Ausscheiden wegen Erwerbslosigkeit
gilt nur für Versicherungspflichtige, nicht

a u c h f ü r freiwillige Kassenmit-

glieder (RVA. 20. 9. lr>. Amtl. Nachr. 15,
7(>2)." Es ist hiermit klipp und klar zum Aus¬
druck gebracht, daß die Vorteile des § 214 nur

den gegen Krankheit pflichtversicherten Per¬

sonen zuteil werden sollen und können.

Neben diesen Gruppen von Versicherten gibt
es neuerdings noch eine dritte* Kategorie, es

sind die gegen Krankheit versicherten Erwerbs¬

losen. Nach der Verordnung über die Erwerbs¬

losenfürsorge vom 16. Februar 1924 haben die

Gemeinden die Erwerbslosen für die Dauer der

Unterstützungszeit bei einer zuständigen Kran¬

kenkasse zu versichern. In den meisten Fällen

wird dies bei den Allgemeinen Ortskranken¬
kassen durchgeführt. Diese versicherten Er¬

werbslosen sind ein Zwitterding. Sie werden

in Leistungen und Ansprüchen den Pflichtmit¬

gliedern zugezählt. Hierzu fehlt jedoch die

wichtigste Voraussetzung, nämlich die versiche¬

rungspflichtige Beschäftigung. Die Erwerbs¬

losenunterstützung kann man nicht als solche

ansehen und wird es auch nicht tun. Als frei¬

willige Kassenmitglieder kann man diese Er¬

werbslosen auch nicht ansehen, da die beiden

hier in Betracht kommenden Voraussetzungen
ebenfalls nicht erfüllt sind. (Freiwilliger Bei¬

tritt und eigene Zahlung der Gesamtbeiträge.)
In der Praxis werden die versicherten Erwerbs¬

losen den Pflichtmitgliedern zugezählt. Das ge¬
schieht bei Mitgliederstatistiken, Berechnung
der Leistungen usw. Die Erwerbslosenunter¬

stützung wird innerhalb eines Jahres auf die

Dauer von höchstens 26 Wochen gewährt. In

besonderen, sehr vereinzelten Fällen kann die

Unterstützung weiter gezahlt werden. Für die

gleiche Zeit sind die Erwerbslosen gegen Krank¬

heit versichert. Wenn nun die Unterstützung
aufhört und damit gleichzeitig die Versicherung
gegen Krankheit erlischt? Der Erwerbslose

könnte sich gemäß § 313 RVO. freiwillig
weiterversichern. In der Praxis wird dies wohl

kaum vorkommen, da ja dem Arbeitslosen hier¬

zu die Mittel fehlen. Können bei eintretender

Krankheit nach Beendigung des Versicherungs-
v erhältnisses von dem Arbeitslosen Ansprüche
gegen die Krankenkasse gemäß § 214 geltend
gemacht werden? Dem Wortlaut und Sinne des

Paragraphen nach jedenfalls nicht. Es ist in

der ersten Zeile des Paragraphen wörtlich von

einem Ausscheiden wegen „Erwerbslosigkeit"
die Rede. Eine Person, die gerade weil sie ohne

Arbeit ist, auf Grund der Erwerbslosenfürsorge
gegen Krankheit versichert ist, kann nicht wegen
„Erwerbslosigkeit" aus der Kasse scheiden.

Auch wenn man sonst die versicherten Er¬

werbslosen den Pflichtinitgliedern gleichgestellt
hat, so dürfte doch die Anwendung des § 214

auf sie nicht angängig sein. Eine Entscheidung
über diese immerhin strittige Frage ist bislang
nicht gefällt. Die Mehrzahl der Kassen lehnen

auch alle Ansprüche, die diese Versicherten ge¬
mäß § 214 stellen, ab, und dies mit Recht. Die

Erwerbslosen können nach den heute geltenden
Bestimm ungen in solchen Fällen nur die öffent¬

lichen Wohlfahrtsämter und die Armenfürsorge
in Anspruch nehmen.

Fr. Kleeis, Weimar.

Errichtung von Betriebskrankenkassen. Das

Reichsarbeitsministerium hat über das Erfor¬

dernis der Zustimmung des Betriebsrates bei

der Errichtung einer Betriebskrankenkasse in

einem Bescheide vom 6. Juni 1924 folgendes
festgestellt:

„Durch $ 245 RVO. in der Fassung des 5 1°

des Gesetzes zur Erhaltung leistungsfähiger
Krankenkassen vom 27. März 1923 ist im Gegen¬
satz zum früheren Rechte vorgeschrieben wor-
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dcnv dafi die Errichtung von Betriebskranken¬
kassen der Zustimmung des Betriebsrates be¬
darf. Daraus folgt zwingend, daß die Errich¬

timg unterbleiben muß, wenn der Betriebsrat
die Zustimmung verweigert. Daß bei Wei¬

gerung die Zustimmung durch eine andere

Stelle ersetzt werden kann, ist nicht vorgesehen.
Zur Entscheidung der Frage, ob die Genehmi¬

gung zur Errichtung einer Betriebskranken¬
kasse erteilt werden kann, wenn ein Betriebs¬

rat lediglich infolge des Verhaltens der Arbeit¬
nehmer nicht gebilligt werden konnte und in¬

folgedessen die Zustimmung des Betriebsrates

nicht eingeholt werden kann, ist das Reichs¬
arbcitsministerium im Rechtszuge nicht zu¬

ständig. Mit dem hierdurch gebotenen Vor¬

behalt wird folgendes bemerkt: Der Fall, daß

ein Betriebsrat trotz Vorliegens der gesetzlichen
Voraussetzungen nicht gebildet worden ist, ist

weder im Betriebsrätegesetz noch in den Vor¬

schriften der Reichsversieherungsordnung über

die Betriebskrankenkassen geregelt. Bei An¬

wendung des Betriebsrätegesetzes ist bereits
mehrfach entschieden worden, daß, wenn nicht

nur vorübergehend, ein Betriebsrat lediglich
infolge des Verhaltens der Arbeitnehmer nicht

gebildet werden konnte, den im Betriebe be-

schältigten Arbeitnehmern die Rechte aus dem

Betriebsrätegesetz, z. B. das Einspruchsrecht
des § 84 BRG. nicht zustehen, sondern dafi es

dann bei den sonstigen allgemeinen gesetzlichen
Bestimmungen sein Bewenden behält. Es liegt
nahe, den gleichen Grundsatz auch hier anzu¬

wenden, da es ja auch hie** die Arbeitnehmer¬
schaft selbst in der Hand hatte, durch Wahl

einer» Betriebsrates ihre Belange zu sichern. Es

würde also der Arbeitgeber in solchen Fällen
auch ohne die nicht zu erlangende Zustimmung
des Betriebsrates eine Betriebskrankenkasse er¬

richten können. Dieses Ergebnis wird um so

mehr gerechtfertigt sein, als sich andernfalls

die Arbeitnehmerschaft durch die Verhinderung
des Zustandekommens eines Betriebsrates nicht

nur, wie im Falle des ^ S4 a. a. O., eigener
Rechte berauben, sondern noch dem Arbeit¬

geber seine Befugnis nach § 245 RVO. nehmen

würde, obwohl er auf das Zustandekommen
des Betriebsrates ohne Einfluß ist. Immerhin

ist zu berücksichtigen, daß die Errichtung einer

Betriebskrankenkasse für die Dauer die Kasson-

zugehörigkeit aller Arbeitnehmer des Betriebes

bestimmt (S 245 Abs. III RVO.), wahrend in

dem vorher angeführten Falle dieArbeitnehmer-
schatt durch nachträgliche Bildung eines Be-

triel>srates die Möglichkeit hat. für die Zukunft
ihre Rechte nach dem Betriebsrätegesetz zu

sichern. Jedenfalls dürfte die Errichtung einer

Betriebskrankenkasse ohne Zustimmung des
Betriebsrates nur dann genehmigt werden
können, wenn die Bildung des Betriebsrates
aussrhließ.ich durch das Verhalten der Arbeit¬
nehmer und nicht nur ganz vorübergehend ver¬

hindert wird."

Amtsenthebung von Vertrauensmännern der

Angestelltenversicherung. Nachdem der Reiehs¬
knappschaftsverein selbständiger Trü<_> er der
AngestelltenVersicherung geworden ist, gelten
die bei dem Reiehsknappschaftsverein ver¬

sicherten Angestellten nicht mehr ab Ver¬
sicherte im Sinne des Angestelltenversieh» -

rungsgesetzes. Damit ist für die der Knapp¬
schaftsversicherung unterliegenden Vertrauens¬
männer und Ersatzmänner der Angestellten¬
versicherung die Voraussetzung der Wählbar¬
keit entfallen. Sie müssen deshalb nach § 129

des AVG. von der unteren Verwaltungsbehörde
ihrer Aemter enthoben werden. Da das Direk¬
torium der Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte selbst nicht weiß, für welche Ver¬

trauensmänner und Ersatzmänner dies gilt, hat
es die Vertrauensmänner der Angestelltenver¬
sicherung, die nunmehr zur Angestelltenver¬
sicherung, Abteilung des Reichsknappschafts¬
vereins, gehören, aufgefordert, gegebenenfalls
selbst bei der zuständigen unteren Verwal¬

tungsbehörde den Antrag auf Amtsenthebung
zu stellen.

Zum Erlaß des preußischen Wohlfahrts¬
ministers vom 18. Oktober 1924. In einem
Schreiben vom 14. November 1924 (s. „Volks¬
tümliche Zeitschrift" 1924 S. 112) hat der Zen¬
tralverband der Angestellten den preußischen
Wohlfahrtsminister unter Darlegung seiner

Rechtsauffassung um Nachprüfung seines Er¬
lasses vom 18. Oktober ersucht. Darauf erging
nachstehende Antwort:

„Der Preußische Minister Berlin W 66
für Volkswohlfahrt. den 20. Nov. 1924.
III. V. Nr. 2668.

Auf die Vorstellung vom 14. November ge¬
reicht dem Verbände folgendes zum Bescheide:

Die Frage, ob für die Besoldung der der

Dienstordnung unterstehenden Krankenkassen¬

angestellten die Tarifverträge oder die der Ge¬

nehmigung des OVA. unterliegenden Dienst¬
und Besoldungsordnungen (RVO. § 353) maß¬

gebend sind, ist schon wiederholt Gegenstand
einer Erörterung und eines Schriftwechsels mit

dem Verbände gewesen. Ich kann in dieser Hin¬
sicht nur auf meine frühere, vom Herrn Reichs-
arbeitsminister geteilte Rechtsauffassung Bezug
nehmen, wie sie z. B. in meinem Schreiben vom

\{K Januar v. J. — III. V. 50 — niedergelegt ist,
und nach der das Tarifvertragsrecht auf die Ge¬

staltung der vom öffentlichen Recht wesentlich
beeinflußten Dienstverhältnisse der Kassen¬

angesteUten nur mit Einschränkungen Anwen¬

dung findet. Den Oberversicherungsärntern ist

durch ^ 355 RVO. ausdrücklich zur Pflicht ge¬

macht, darauf zu achten, daß die Besoldung der

KassenangesteUten in angemessenem Verhältnis
zu den ihnen obliegenden Aufge.ben steht. Wie¬
weit dabei tarifliche Vereinbarungen über dio

Besoldung genehmigt werden können, ist eine

Frage, die in jedem Falle nach Lage der tat¬

sächlichen Verhältnisse geprüft und entschieden
werden muß. Die Prüfung tariflicher Verein¬
barungen über die* Besoldung der Kranken-

I sssenangestellten hat aber, wie dem Verbände

aus zahlreichen Einzelentscheidungen und

meiner Stellungnahme zu der Tarifgemeinschaft
mit dem Hauptverband deutscher Kranken¬

kassen bekannt sein muß, dazu geführt, daß die

Genehmigung zu der vereinbarten Besoldung
häufig aus wichtigen Gründen versagt werden

muEl Wenn das Reichsversicherungsamt die

Besoldung der Angeste Uten der Benifsgenosson-
S4 haften nach den für diese zustande Lro-

komm*»non Tarifverträgen genehmigt hat, so



schließt dieser Umstand eine besondere Prüfung
und Entscheidung darüber, ob die für die An¬

gestellten einer Krankenkasse jeweils abge¬
schlossenen Tarifverträge eine angemessene Be¬

soldung enthalten, nicht aus. Die nach § 355

RVO. zuständigen Behörden haben selbständige
Rechte und Pflichten zur Prüfung und (

nehmigung der Besoldungsregelung bei den

Krankenkassen und können sich diesen ihren

Pflichten unter Berufung auf eine abweichende

Aulfassung des Reichsversicherungsamts nicht

entziehen. Aus den gesetzlichen Vorschriften

folgt ferner, daß den Oberversicherungsärntern
von hier aus Richtlinien für die Ausübung ihres

Genehmigungsrechts gegeben worden kern nen.

Wenn auch die Aufstellung allgemeiner Richt¬

linien bei der Verschiedenartigkeit der Verhält¬

nisse bei den Preußischen Krankenkassen ge¬

wisse Schwierigkeiten bietet und bisher nicht

stattgefunden hat, so müssen doch, was durch

meinen Erlaß vom 18. Oktober 1^24 festgestellt

wird, die Richtlinien, welche das Reichsschiods-

gericht für gewisse Arten von Kassen¬

angesteUten aufgestellt hat, wegen ihrer grund¬
legenden Bedeutung für die Beurteilung der Be-

soldungsfragen nunmehr für die Oberversiche¬

rungsämter maßgebend sein, wenn nicht er¬

hebliche Unstimmigkeiten und Mißverhältnis«

in der Besoldung der Kessenbeamton und -an¬

gestellton sowie der gemeindlichen und staat¬

lichen Beamten Platz greifen sollen.

In Vertretung gez. Scheidt."

Hierauf hat der Zentralverband der An¬

gestellten wie folgt erwidert:

„Sehr geehrter Herr Ministerl

\Xrir bestätigen noch nachträglich mit Dank

den Eingang Ihres Bescheides vom 29. No¬

vember 1924.
Da uns in einigen Punkten dieser Bescheid

nicht verständlich ist, erlauben wir uns, um eine

Aufklärung darüber zu bitten.

In dem Bescheide wird ausgeführt, aus dop.

gesetzlichen Vorschriften folge, daß den Ober¬
versicherungsärntern von Ihnen, Herr Ministor,
Richtlinien lür die Ausübung ihres Go-

nehmigungsrechts gegeben worden
könnten. Unter den erwähnten gesetzlichen
Vorsrhriften kann hier wohl nur § 355 Abs. II
und III RVO. verstanden werden. Danach ent¬

scheidet /iber die oberste Verwaltungsbehörde
nur dann auf Beschwerde« wenn die Genehmi¬

gung e-iner Dienstordnung versagt wird. Daraus

ergibt sich u. E., daß im übrigen dio Ober¬

versicherungsämter selbständig über dio

Genehmigung zu befinden haben. Diese Selb¬

ständigkeit der Oberversicherungsämter ist aber

unterbunden, wenn ihnen von der obersten Ver¬

waltungsbehörde Richtlinien gegeben werden,
wie sie ihr Genehmigungsrecht auszuüben
haben. Aus dem allgemeinen Aufsichtsrecht

(£§ 30 RVO.) dürfte sich nichts anderes er¬

geben. Denn dieses Aufsichtsrecht erstreckt
sich gerade darauf, daß die gesetzlichen Vor¬

schriften, also auch § 355 Abs. III, beobachtet

werden. Es dürfte keine Handhabe geben, die

Oberversicherungsämter in ihrem selbständigen
Entscheidungsrecht einzuschränken.

5>odann erscheint aber auch das Beschwerde¬
recht nach § 355 Abs. III sinnlos, wenn die

oberste Verwaltungsbehörde durch Richtlinien

die Entscheidung der Oberversichenrngsämter
darüber verwegnimmt, wann die Dienstord¬

nungen genehmigt werden können und wann

nicht. Dadurch würde tatsächlich dieselbe

oberste Verwaltungsbehörde über eine An¬

gelegenheit in erster und zweiter Instanz ent¬

scheiden. Ein Beschwerderecht gegen ihre Ent¬

scheidung bestände daher überhaupt nicht. Aus

diesen Gründen scheint uns die Folgerung im

Bescheide vom 29. November nicht mit dem

Sinn der gesetzlichen Vorschriften vereinbar zu

sein. Sie scheint vielmehr geradezu die Ga¬

rantie für eine objektive und sachkundige Ent¬

scheidung über die Genehmigung von Dienst¬

ordnungen aufzuheben.

Schließlich spricht der Bescheid davon, daß

durch den Erlaß vom 18. Oktober 1924 fest¬

gestellt worden ist, daß die Richtlinien, welche

das Reichsschiedsgericht für gewisse Arten von

Kassen angestellten aufgestellt hat. wegen

ihrer grundlegenden Bedeutung für die Be¬

urteilung der Besoldungsfragen für die Ober¬

versicherungsämter maßgebend sein müßton.

Uns ist nicht bekannt, welche Richtlinien des

Reichsschiedsgerichts Sie, Herr Mimstor. dabei

im Auge haben. Soweit wir über die Ent¬

scheidungen dieser Instanz unterrichtet sind,
bezieht sich nur eine Entscheidung auf Kassen-

angestellte, und zwar die Entscheidung
vom 6. Februar 1924. In dieser Entscheidung
wird aber gerade festgestellt, daß die Kassen¬

angesteUten nicht unter das Besoldungssperr-
gesetz fallen. Wenn diese Entscheidung dem

Erlaß vom IS. Oktober 1024 zugrunde liegen
sollte, sind uns seine Konsequenzen noch

weniger verständlich.
Wir sprechen deswegen die Bitte aus, uns

über diese Punkte eine baldige Auskunft zu er¬

teilen."

Angestellte und Beamte.
Fachkurse in Karlsruhe, Zur Erweiterung des

Wissens und zur Förderung der fachlichen

Weiterbildung veranstaltet die Fachgruppe
Krankenkassenangestellte des Zentralverbandes
der Angestellten für die Mitglieder in Karlsruhe,
Durlach und Ettlingen folgende Vortragsabende:

1. Das Wesen der deutschon Sozialversiche-
run. Herr Kraiker.

2. Geschichtliche Einführung in die Arbeiter-
Versicherung. Herr Schlagetor.

3. Die Leistungen der Krankenversicherung
(Allgemeines). Herr Hehler.

4. Kreis der versicherungspflichtigen Per¬

sonen — Versicherungsfreiheit — Ersatzkassen¬

mitglieder — Ruhen der Rechte — Entgelt -

Beschäftigungsort — Meldepflicht — Melde¬

frist — Strafen. Herr Schmohl.

5. Weiterversichorung — Versicherungs¬
berechtigung — Versicherungspflicht der Un¬

ständigen, der im Wandergewerbe Beschäf¬

tigten, der Erwerbslosen. Herr Jordan.

6. Die Leistungen der Krankenversicherung
— Begriff von Krankheit und Erwerbsunfähig¬
keit — Krankenhauspflege — Krankenhilfe —

Hausgeld — Unfallzuschuß — Sterbegeld —

Wochenhilfe — Familienhilfe. Herr Eckert.



7. Die Regel- und Mehrleistungen der Kran¬

kenversicherung. Herr Kraiker.

8. Heilverfahren. Herr Dörfler. — Heilbe¬

handlung der Kriegsbeschädigten nach dem

RVG. Herr Seiter.

9. Die Beziehungen zu anderen Versiche¬

rungsträgern. Herr Graf.

10. Der ärztliche Landestarif. Herr Kassen¬

vorsitzender Hof.

11. Die Invaliden- und Hinterbliebenenver¬

sicherung. Herr Oberregierungsrat Rausch.

12. Volkswirtschaft und Sozialversicherung.
Herr Dr. Kraus, Geschäftsführer des ZdA.,

Mannheim.

Die Kursabende werden jeweils Freitagabend
8 Uhr im Verwaltungsgebäude der Allgemein
Ortskrankenkasse Karlsruhe abgehalten.

Unterrichtskurse für Krankenkassenangestellte
finden zurzeit im Bezirk des Landesverbandes

Niede-sachsen des Hauptverbandos deutscher

Krankenkassen in Osnabrück und Meppen statt.

Es wird über folgende Themen unterrichtet:

1. Allgemeine Einführung in die deutsche

Sozia Versicherung unter bescnderor Berück¬

sichtigung der Krankenversicherung. (Dir* Grund¬

sätze der Krankenversicherung.)
2. Entstehung und Aufbau der RVO. nebst

den wichtigsten Abänderungen und Ausfüh¬

rungsbestimmungen.
3. Die Versichorungsbehördcn und d?;s Ver¬

fahren vor denselben unter besonderer Berück¬

sichtigung der Krankenversicherung.
4. Die Träger der Krankenversicherung und

ihre Organe.
5. Umfang der Krankenversicherung (Ver¬

siehe! ungsptlicht — Versicherungsberechtigung).

fi. Mitgliedschaft — Meldungen in der Kran¬

kenversicherung.
7. Die Aufbringung der Mittel in der Kran-

kenv< rsicherung (Beitragsberechnung und -Ver¬

teilung, Mahnwesen, Zwangsverfahren usw.).

6. Die Leistungen der Krankenversicherung
(Krankenhilfe — Regel- und Mehrleistungen).

9. Merkmale der Arbeitsunfähigkeit, Neuer

Versicherungsfall. Krankenordnung und Kran¬

kenkontrolle — Vertrauensärztliche Nachunter¬

suchungen.
10. Desgleichen (Krankenhauspflege, Sterbe¬

geld, Familienhilfe).
11. Desgleichen (Wochenhilfe und Familien¬

wochenhilfe).
12. Verhältnis der Krankenkassen zu Aerzten,

Zahnärzten, Dentisten, Krankenhäusern, Apo¬
thekern und anderen Lieferanten.

13. Die ärztliche Gebührenordnung — Rezept-

prülungen.
14. Die Unfallversicherung und ihre Be¬

ziehungen zur Krankenversicherung.
15. Die Beziehungen zu anderen Versiche¬

rungsträgern - - Ersatzleistung Dritter.

Iß. Die Angestellten- und Invalidenversiche¬

rung.

17. Beziehungen zwischen dem Sozialversiche-

rungs- und dem bürgerlichen Recht.

18. Die Rechnungs- und Kassenführung. Ver¬

mögensverwaltung, Jahresabschluß.

19. Statistik der Krankenversicherung — For¬

mularwesen.

20. Verwaltungssysteme, Sektionen, Kassen¬

verbände und Kassenvereinigungen.
21. Erwerbslosenfürsorge — Beziehungen zur

Krankenversicherung.
22. Das Reichsversorgungsgesetz in seinen

Beziehungen zur Krankenversicherung.
23. Beamte und Angestellte der Kranken¬

kassen, Dienstordnung, Betriebsrütegesetz —

TarifVertragswesen.

24. Die Reichsverfassung.
25. Staatsverfassung, Allgemeine Landesver¬

waltung, Behördcnorgenisntionen.
Die erforderliche Freizeit und das Fahrgeld

werden den Teilnehmern von den Kassenvor¬

ständen gewährt.

Rechtsprechung.
Wartegeldempfänger und Krankenversicbe¬

rungspflicht. Entscheidung des Oberversiche¬

rungsamts Berlin vom 6. Dezember 1924.

Nr. III B. K. 439 24.

„Die Entscheidung des Versicherungsamts
der Stadt Berlin, Verwaltungsbezirk W., vom

6. Juni 1924 wird aufgehoben. Klaget war in

seirem Besrhüftiguncsverhültnis bei der R. bis

zum 31. Juli 1924 Irankenversicherungspflichtig
nach § 165 Reirhsversichorunusordnung."

Grinde: Das Versirhorungsamt der Stadt

Berlin, Verwaltungsbezirk W., hat am 6. Juni

1924 dahin entschied* n, daß das Besthäftigungs-

verhrltnis des K. bei der R. eine» Krankenver-

sichorungspflicht nicht begründet.

Gegen diese Entscheidung, aui deren Begriin-
elung Bezug genommen wird, hat die Allge¬

meine Ortskrankenkasse rechtzeitig da: Rechts¬

mittel der Beschwerde eingelegt mit dem

Antrage:
Unter Aufhebung der angefochtenen Ent¬

scheidung zu beschließen, daß K. der Ver-

sicherungspflicht unterlieft."
Gegebenenfalls hat die Be se hwe rdeführerin

Abgabe der Sache an das Reichsversicherungs¬
amt zur endgültigen Entscheidung herantragt.
Der K. hat Zurückweisung der Beschwerde

beantragt.
Auf den Inhalt sämtlicher vorgeführter

Schriftsätze wird Bezug genommen.

Es war, wie geschehen, zu beschließen.

Von der Abgabe der Sache on das Reichs¬

versicherungsamt ist abgesehen worden, da die

Voraussetzungen hierfür (§ 1693 a. a. O.) nicht

vorliegen.

In der angefochtenen Entscheidung geht das

Versicherungsamt der Stadt Berlin von der

Annahn e aus. daß K., trotzdem er unstreitig

maß der Wrordnung vom 27. Oktober 1923

(RGBl. S. 999) als Reichsbeamter unter Go-

ihrung von Wartegeld in den einstweiligen
Ruh« d vorsetzt worden ist, noch als ,,Be¬
amter im Dienst des Reiches*4 im Sinne des

169 der Reichsversieherungsordnung in der

Fassung des Gesetzes vom 19. Juli 1923 anzu¬

sehen sei. Dies»* Annahme geht offenbar fehl.

Wartegeldempfänger sind nicht mehr im

Dienste befindliche, also nicht mehr aktive
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Beamte im Sinne des $ 169 der Reichsversiehe¬

rungsordnung, wie die Beklagte zutreffend aus¬

führt. Der Kläger hat in der hier in Betracht

kommenden Zeit seine Arbeitskraft einem an¬

deren Arbeitgeber als dem früheren, nämlich

der R, einem in die F< cm ri:,i Aktiengesell¬
schaft gekleideten Bankunternehmen, zur Ver¬

fügung gestellt, welchem gegenüber ihm irgend¬

welche Ansprüche im Sinne des $ 169 a. a. O.

nicht zustehen.

Infolgedessen stand dem Kläger, solange er

sich in diesem Beschäftigungsverhältnis befand.

und solange sein Einkommen aus der Beschäf¬

tigung bei seinem neuen Arbeitgeber die ver¬

sicherungspflichtige Grenze noch nicht über¬

schritten hatte. Versieherungsfreiheit nicht zu.

Versicherungsfreiheit ist aber, da das Ueber-

schreiten dieser Grenze unstreitig am 1. Mai

1924 stattgefunden hat, nach den geltenden

Vorschriften mit dem 1. August 1924 einge¬

treten. Bis zum 31. Juli 1924 unterlag der

Kläger hiernach in diesem Beschäftigungsver¬

hältnis der Krankenversicherungspflicht.

Hiernach konnte der Berufung der Erfolg

nicht versagt werden.

Soziale Rundschau.

Eine Reichspesundheitswoche. Der Haupt¬

verband deutscher Krankenkassen ist mit der

Organisation einer Reichsgesundheitswoche
nach englischem und amerikanischem Muster

beschäftigt. Der Hauptverband wird sich zu

diesem Zwecke mit den großen Krankenkassen

ins Einvernehmen setzen, ebenso mit den Ge¬

sellschaften zur Bekämpfung der Geschlechts¬

krankheiten, zur Bekämpfung der Tuberkulose,

dos Aikoholisrnus, weiter mit den Arbeiter¬

parteion und Gewerkschaften der verschie¬

densten politischen Richtungen, den Sport-,

Spiel- und Turnverbänden, den Organisationen

für Voiksaufklürung. insbesondere auf hvgio-

nischem Gebiete, Bodenreform- und Sied-

lungsgesellschatten. den Aerzten und Gesell¬

schaften für otientliche Gesundheitspflege,

kurz, mit allen Einrichtungen, die sich mit den

Problemen der Ertüchtigung und Wiederauf¬

richtung unserer durch den Krieg zusammen¬

gebrochenen Volksgesundheit befassen, um in

Gemeinschatt mit allen diesen Institutionen für

Ende März dieses Jahres eine solche Reichs¬

gesundheitswoche zu inszenieren. In dieser

Woche sollen in ganz Deutschland, bis in d«as

kleinste Dorf hinein, Vorträge veranstaltet

worden, unter Hinzuziehung von Ausstellungen,

Filmvorführungen, Sport-, Spiel- und Turn¬

darbietungen die alle der Verbreitung hygieni¬
scher Volksaufklärung dienen, neben den Forde¬

rungen der äjfentliehen Gesundheitspflege auch

die private Gesundheitspflege propagieren, des

hygienische Gewissen der Menschen im allge¬
meinen wie Im Einzelintoresse schärfen, aber

auch in Form von Resolutionen sich ebenso an

die Reichsregierung wie dio Regierungen de:

einzelnen Länder und der Kommunen wie an

alle Parlamente wenden, um in erhöhtem Maße
wohlverstandene Menschen«Ökonomie und Be-

Völkerungspolitik gerade jetzt nach dem Kriege
zu betreiben. Die Regierunge n der einzelne n

Länder sollen aufgefordert werden, rechtzeitig
Vorbereitungen zu treffen, damit auch die

Schulen in dieser Reichsgesundheitswoche sich

in ganz besonderem Maße in den Dienst der

hygienischen Aufklärung stellen. Auch mit den

kirchlithen Organisationen wird man in Ver¬

bindung treten müssen, um ebenso wie in Eng¬
land und Amerika in dieser Woche von den

Kanzeln herab den Wert der allgemeinen wie

privaten Gesundheitspflege predigen zu lassen«
In England und Amerika hat man mit solchen

„nationalen" Gesundheitswochen die besten Er¬

fahrungen gesammelt. Auch in Deutschland

wird man den Versuch machen müssen, das

ganze Volk aufzurütteln, um es allmählich da¬

hin zu bringen, sich in ganz anderem Maße, als

das bisher der Fall gewesen, um die Probleme

der Gesundung und und Gesunderhaltung der

breiten Massen des Volkes zu kümmern: „Der

Mensch ist das größte Kapital eines Staates".

Wenn dieser Satz in das Bewußtsein des gan¬

zen Volkes eindringt, und das ganze Volk da¬

nach seine Handlungen einrichtet, dann braucht

man auch um den Wiederaufbau unserer Volks¬

gesundheit und damit auch unserer Kultur,

nicht zuletzt auch unserer Wirtschaft, nicht

bange zu sein.

Unfallverhütungsbilder« Die neugegründete
Unfallverhütungsbild-G. m. b. H. im Verband der

Deutschen Berufsgenossenschaften, Berlin W 9,

Köthener Str. 37, beginnt jetzt mit der Versen¬

dung ihrer ersten 12 Unfallverhüttmgsbilder und

-plakate. In eindringlicher, zugleich durchweg
künstlerischer Gestaltung enthalten die Bilder

Warnungen, teils allgemeiner Art, teils vor be¬

stimmten einzelnen Unfällen und Unfallquellen.
In der allgemeinen Serie treten beispielsweise
Frau und Kinder dem Arbeiter entgegen, um

ihn vor Leichtsinn zu warnen. Ein zweites, ab¬

schreckendos Bild warnt vor Alkoholmißbrauch,

ein drittes fordert zur allgemeinen Mitarbeit bei

Verhütung von Unfällen auf, ein viertes zur

Instandhaltung der Schutzvorrichtungen an den

Maschinen. Weitere Bilder mahnen an die Not¬

wendigkeit der Schutzbrille oder des Schutz¬

bleches an der Maschine und an die Ausschal¬

tung des elektrischen Stromes, während wieder

andere vor der Unsitte, Unrat auf den Boden

zu werfen, und vor der Gefahr, mit losen Klei¬

dern etwa glatten Wellen zunahe zu kommen,

vor laienhaftem Zugriff bei Augenverletzungen
und endlich vor den Gefahren warnen, die unter

schwebenden Lasten lauern.

Nach den ersten Bildern hat man den Ein¬

druck, daß auch bei Entwurf und Herstellung
der richtige Weg beschritten worden ist. Alle

Bilder sind klar und eindrucksvoll und werden
— mit Hilfe der Arbeitgeber wie der Arbeit¬

nehmer — zur Bekämpfung der noch immer

viel zu zahlreichen Unfälle im gewerblichen
Leben beitragen. Der Erfolg dieser rationellen

und systematischen Bekämpfungsarbeit wird

nicht ausbleiben.

Verantwortlicher Schi tieiter: Josel Aman« Verlag des Zentralverbtndes der Angestellten (O. Urban).
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Zu den Krankenkassenwahlen

Der in weiten Kreisen bekannte Kommentar zu den Wahl¬

ordnungen für Krankenkassen, das

HANDBUCH
DER VERTRETERWAHLEN IN

DER KRANKENVERSICHERUNG
bearbeitet von

FRIEDRICH KLEEIS / Bürgermeister in Aschersleben
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)

)

)
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)
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)

)
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ist bei den bevorstehenden Wahlen zu den

Krankenkassenvertretungen für alle Wahl¬

berechtigten, für die Vorstands- und Aus¬

schußmitglieder der Krankenkassen und die

Behörden von größter Wichtigkeit. Der

Kommentar ist durch einen NACHTRAG

auf die Zeit bis Januar IQ2.5 ergänzt Alle

bis dahin ergangenen wichtigen Entschei¬

dungen und Erlasse sind berücksichtigt, so

daß das Buch für jeden Interessenten eine

Fundgrube des Wissens darstellt / Der Preis

des I50 Seiten starken Werkes ist, gut ge¬

bunden 2 Mk. einschließlich Versandkosten

Bestellungen werden erbeten an die

Verlagsbuchhandlung Carl Oiebel

Berlin SO 26, Oranienstr« 40-41
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